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Einleitung 


1. Der innere Ausbau der Gemeinschaften hat wei- 
tere Fortschritte gemacht. Die Vollendung der 
Zollunion am 1. Juli 1968 ist ein bedeutender 
Markstein in der Geschichte der Europäischen 
Einigung. Die Mitgliedstaaten sind enger zu- 
sammengerückt, und damit stellt sich noch stär- 
ker als bisher die Aufgabe, die Gemeinschaften 
zu einer echten Wirtschäftsunion weiter zu ent- 
wickeln. 

2. In engem Zusammenhang mit dem inneren Aus- 
bau steht auch die Verschmelzung der Gemein- 
schaften. Die Kommission hat einen Bericht an- 
gekündigt, der die mit der Fusion der Verträge 
verbundenen Probleme behandeln wird. 

3. Der Verlauf der Beratungen im Rahmen der 
Europäischen Gemeinschaften über die mit der 
innerfranzösischen Lage zusammenhängenden 
Maßnahmen hat bewiesen, wie eng die Volks- 
wirtschaften der Mitgliedsländer inzwischen 
miteinander verwachsen sind. Die Mitglied- 
staaten haben beschlossen, Frankreich in seinen 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten solidarischen 
Beistand zu gewähren. 

4. Die Entwicklung in Europa hat jedoch auch 
deutlich gemacht, daß die Integrationsbemühun- 
gen durch neue Impulse belebt werden müssen. 
Die Bundesregierung hat daher ein Programm 
entwickelt, das eine Präzisierung und Koordi- 
nierung der gemeinsamen Vorstellungen der 
Mitgliedstaaten hinsichtlich der Fortentwicklung 
der Integration Europas bezweckt. 

5. Im Mittelpunkt des Interesses stand aber wei- 
terhin die Frage des Beitritts Großbritanniens 
und der anderen Länder — Dänemark, Nor- 
wegen, Irland. Zur Zeit finden Überlegungen 
statt, wie die Vorstellungen der Mitgliedstaaten 
über ein Arrangement mit Großbritannien, das 
die Zeit bis zum Beitritt überbrücken soll, har- 
monisiert werden können. 

Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
1. Zollunion 

6. Am 1. Juli 1968 ist für Waren des gewerblichen 
Sektors und mit Ausnahme der Montanwaren 
die Zollunion zwischen den Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft IV 2 Jahre vor dem im Vertrag 
festgesetzten Zeitpunkt vollendet worden. Da- 
mit sind die Binnenzölle — von einigen Aus- 
nahmen abgesehen — für diese Waren jetzt 
vollständig abgeschafft, während gegenüber 
Drittländern der Gemeinsame Zolltarif — ge- 
kürzt um die ersten beiden Raten der Ergeb- 
nisse der Kennedy-Runde — angewendet wird. 


Die Arbeiten zur Erläuterung des Tarifschemas 
werden beschleunigt fortgesetzt, um auch die 
einheitliche Auslegung des gemeinsamen Tarif- 
schemas für die Zukunft sicherzustellen. 

7. Auf dem landwirtschaftlichen Sektor bestehen 
für den größten Teil der Agrarwaren gemein- 
same Marktorganisationen oder sonstige Ge- 
meinschaftsregelungen. Der freie Warenverkehr 
innerhalb der Gemeinschaft und der gemein- 
same Außenschutz sind damit im wesentlichen 
hergesteilt. 


II. Abbau anderer Handelsschranken als Zölle 

8. Die Arbeiten zur Beseitigung der indirekten 
Handelshemmnisse im innergemeinschaftlichen 
Warenverkehr der EWG wurden im Berichts- 
zeitraum fortgesetzt. Im Vordergrund der Er- 
örterungen stand das von der Kommission am 
7. März 1968 dem Rat vorgelegte Allgemeine 
Programm zur Beseitigung der technischen 
Hemmnisse im innergemeinschaftlichen Waren- 
verkehr, die sich aus der Unterschiedlichkeit 
der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften erge- 
ben. Den Ständigen Vertretern liegt gegenwär- 
tig ein Bericht der Gruppe Wirtschaftsfragen 
vor (zur Beseitigung von Handelshemmnissen 
durch Rechtsangleichung siehe auch Kapitel X). 

9. Die Kommission blieb auch im Berichtszeitraum 
bei ihrer bisherigen Haltung, von der Schutz- 
klausel des Artikels 226 möglichst nicht Ge- 
brauch zu machen. So wurde ein deutscher An- 
trag auf Ermächtigung zu Ausgleichsabgaben 
bei der Einfuhr von alkoholischen Getränken 
abgelehnt. Für den Fall ernsthafter Marktstö- 
rungen erklärte sich die Kommission bereit, 
einen neuen Antrag im Dringlichkeitsverfahren 
zu prüfen; sie will außerdem einen Übergangs- 
vorschlag für die Zeit bis zu einer gemeinsamen 
Marktregelung für Alkohol vorlegen. 


III. Landwirtschaft und 

gemeinsame Agrarfinanzierung Marktordnungen *) 

10. Die wichtigsten Beschlüsse des Ministerrates 
während des Berichtszeitraums betrafen die 
Verwirklichung des gemeinsamen Milch- und 
Rindfleischmarktes. Die beiden Marktordnungen 
sollten an sich schon am 1. April 1968 in Kraft 
treten. Infolge der innenpolitischen Schwierig- 


*) Über die Auswirkungen der EWG-Marktorganisationen 
erstattet die Bundesregierung jährlich einen besonderen 
Bericht. 
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serven sowie für einen Großteil der Erzeugnisse 
des Anhangs II zum EWG-Vertrag, die bisher 
noch nicht einer gemeinsamen Regelung unter- 
liegen. 

Für Obst- und Gemüsekonserven gilt gegenüber 
Drittländern der Gemeinsame Zolltarif, während 
die bisherigen nationalen Kontingentsregelun- 
gen noch beibehalten werden können. Im inner- 
gemeinschaftlichen Warenverkehr sind alle 
Zölle und mengenmäßigen Beschränkungen ver- 
boten. Es können jedoch Schutzmaßnahmen nach 
Artikel 115 EWG-Vertrag ergriffen werden, um 
Verkehrsverlagerungen zu vermeiden. Die Bun- 
desregierung hat von dieser Möglichkeit Ge- 
brauch gemacht. 

Bei den restlichen Anhang-II- Waren wurde in- 
'nergemeinschaftlich der freie Warenverkehr 
eingeführt. Gegenüber Drittländern gilt der Ge- 
m'einsame Zolltarif. Mengenmäßige Beschrän- 
kungen sind verboten. Ausgenommen von die- 
ser Regelung sind bestimmte empfindlidie Pro- 
dukte, wie z. B. Saatgut und Pferdefleisch, für 
die eine besondere Regelung gefunden werden 
soll. 

12. Während des Berichtszeitraumes hat die Kom- 
mission ihre Vorschläge für die gemeinsame 
Fischereipolitik vorgelegt. Die Beratungen über 
diese Verordnungen werden nach der Sommer- 
pause aufgenommen. Außerdem werden im 
Herbst die Kommissionsvorschläge bezüglich 
der Drittlandsregelung für Obst und Gemüse, 
für deren Verarbeitungserzeugnjisse und für 
nicht eßbare Gartenbauerzeugnisse erörtert 
werden, die bis zum 1. Januar 1969 verabschie- 
det sein sollen. Auch die Grundsatzdebatte über 
die gemeinsame Fettpolitik wurde auf den 
Herbst verschoben. Da die gemeinsame Agrar- 
politik auf Grund der zunehmenden Überschüsse 
und Kosten auf beträchtliche Schwierigkeiten 
gestoßen ist, will der Rat im Herbst d, J. die 
Landwirtschaftspolitik einschließlich Agrarfinah- 
zierung einer generellen Überprüfung unterzie- 
hen. Bei dieser Gelegenhedt dürften seitens der 
Kommission Lösungen vor allem im strukturel- 
len Bereich zur Sprache gebracht werden. 


keiten in Italien, Belgien und Frankreich konnte 
der Ministerrat jedoch erst Ende Juni die end- 
gültigen Texte verabschieden und die Markt- 
regelungen zum 29. Juli 1968 in Kraft setzen. 

Die Milchmarktordnung enthält im wesentlichen 
alle Marktordnungsinstrumente der anderen 
Marktorganisationen. Gegenüber der Über- 
gangsverordnung für Milch und Milcherzeug- 
nisse (VO Nr. 13/64) wurde in der neuen 
Milchmarktordnung das InterventionssYStem 
zur Sicherung des Milchrichtpreises von 39 Pf/ 
kg verstärkt. Neben der bisher schon durch- 
geführten Butter inte rvention werden nun auch 
Magermilchpulver sowie Grana- und Parmesan- 
käse interveniert. Außerdem wird für Mager- 
milch und Magermilchpulver, die für Futter- 
zwecke verwendet werden, eine Beihilfe ge- 
zahlt. Ferner können für lagerfähige Käsesorten 
Interventionsmaßnahmen beschlossen werden. 
Das Überschußproblem wurde vom Rat noch 
nicht gelöst. In einer Grundsatzentschließung 
wurde lediglich festgelegt, daß bis zum 1. Ok- 
tober 1968 die notwendigen Bestimmungen er- 
lassen werden, um etwa 140 000 bis 160 000 t 
Butter für bestimmte Zwecke zu besonderen Be- 
dingungen abzusetzen (z. B, Lieferung an Ent- 
wicklungsländer, an Verarbeitungsindustrien, an 
minderbemittelte Verbrauchergruppen). Falls 
die Belastungen der Abteilung Garantie des 
EWG- Agrarfonds im Milchwirtschaftsjahr 1968/ 
1969 den Betrag von 2,52 Mrd. DM übersteigen 
sollten, wird der Rat die erforderlichen Maß- 
nahmen treffen. Ferner soll eine Gesamtüber- 
prüfung der gemeinsamen Agrarpolitik erfolgen. 
Die neue Milchmarktordnung umfaßt noch nicht 
die Trinkmilch. Hierfür soll bis zum 1. April 
1969 eine Regelung erlassen werden, die spä- 
testens am 1. Januar 1970 angewandt wird. 

Die neue Rindflerschmiarktordnung hat im we- 
sentlichen das System der Übergangsmarktord- 
nung übemommen. Gegenüber Drittländern 
wird grundsätzlich der Gemeinsame Zolltarif 
angewandt. Liegen die Einfuhrpreise unter dem 
Orientierungspreis von 272 DM/100 kg, werden 
zusätzlich zum Zoll Abschöpfungen^ erhoben, 
wobei die Abschöpfungssätze je nach der Höhe 
der EWG-Marktpreise für Rinder gestaffelt wer- 
den. Gegenüber Dänemark gilt ein besonderes 
Präferenzabkommen, das während der Kennedy- 
Runde zwischen der EWG und Dänemark ver- 
einbart worden ist. Das Interventionssystem für 
Rindfleisch wurde verstärkt. Sinken die Markt- 
preise auf 98 ^/o des Orientierungspreises, so 
können Interventionsmaßnahmen ergriffen wer- 
den (fakultativ). Fallen die Marktpreise auf 93 ®/o 
des Orientierungspreises, muß lintervenlert wer- 
den. 

11. Am 1. Juli 1968 trat außerdem die bereits im 
Dezember 1967 verabschiedete neue Gemein- 
same Marktordnung für Zucker in Kraft. In den 
zwölf vorangegangenen Monaten hatte eine 
Übergangsregelung gegolten. 

Weiterhin verabschiedete der Ministerrat die 
Marktorganisationen für Obst- und Gemüsekon- 


V eterinärpolitik 

13. Nach monatelangem Ringen einigte sich der Rat 
in seiner letzten Sitzung vor der Sommerpause 
auf ©in Verfahren für den Ständigen Veterinär- 
ausschuß, dessen Einsetzung bereits im Februar 
beschlossen worden war. Damit wurde eine 
wesentliche Lücke für das Funktionieren des 
gemeinschaftlichen Handels mit lebenden Tieren 
und tierischen Erzeugnissen geschlossen. 

Wird ©ine gemeinsame Beurteilung bzw. Ko- 
ordinierung veterinärrechtlicher Maßnahmen 
eines oder mehrerer Mitgliedsländer notwendig, 
unterbreitet die EWG -Kommission dem Ständi- 
gen Veterinärausschuß ihre Vorschläge. Der 
Ausschuß, dem unter Vorsitz der Kommission 
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Vertreter der Mitgliedstaaten angehören, ent- 
scheidet über diese Vorschläge mdt (jualifizier- 
ter Mehrheit (12 von insgesamt 17 Stimmen). 
Kommt eine Stellungnahme nicht zustande, legt 
die Kommission Ihre Vorschläge dem Minister- 
rat vor, der innerhalb von drei Monaten, bei 
besonders dringlichen Fällen im Rahmen eines 
„Dringlichkeitsverfahrens“ , innerhalb von 
14 Tagen mit qualifizierter Mehrheit entschei- 
det. Entscheidet sich der Ministerrat innerhalb 
dieser Fristen nicht mit cpialifizierter Mehrheit 
für oder gegen die yon der Kommission vor- 
geschlagenen Regelungen, kann die Kommission 
die von ihr vorgeschlagenen Maßnahmen den- 
noch erlassen, vorausgesetzt, daß sich im Rat 
nicht eine einfache Mehrheit (4 von 6 Ländern) 
gegen diese Maßnahmen ausgesprochen hat. 

Nach Auffassung des Rates können im übrigen 
das Normal- und das D rin glichkeits verfahren 
nicht dazu dienen, Vorschriften zur Angleichung 
von Rechts- und Verwaltungsvorschriften auf 
dem Gebiet des Veterinärwesens herzustellen. 


Wettbewerbsbedingungen in der Landwirtschaft 

14. Im vergangenen Halbjahr hat die Kommission 
ihre Bemühungen um eine Überprüfung und 
Bereinigung der Wettbewerbsbedingungen in 
den Mitgliedstaaten in verstärktem Maße fort- 
gesetzt. 

In Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten 
sind alle bestehenden nationalen Erzeugungs- 
und Absatzbeihilfen für die Landwirtschaft im 
gemeinsamen Markt erfaßt worden. Ihre Über- 
prüfung hinsiiditlich der Vereinbarkeit mit den 
Bestimmungen des EWG-Vertrages und weite- 
reu' vom Rat festgelegten Regelungen ist für 
diejenigen Sektoren abgeschlossen worden, für 
die der Rat bereits endgültige gemeinsame 
Marktorganisationen beschlossen hat. 

Für die Bereiche Getreide, Schweinefleisch, Eier 
und Geflügelfleisch, frisches Obst und Gemüse 
sowie Fette hatte die Kommission den Mitglied- 
staaten Anfang 1968 ihre Beurteilungen mit der 
Bitte um Stellungnahnie zugeleitet. Ende April 
haben die Antworten der Mitgliedstaaten voll- 
ständig Vorgelegen. Die Kommission wird daher 
ihre Entscheidungen zu den Erzeugungs- und 
Absatzbeihilfen -auf diesen Sektoren in Kürze 
bekanntgegeben. 

Es ist beabsichtigt, nach der Sommerpause die 
in den Mitgliedstaaten bestehenden Kredit- 
systeme, die Beihilfen für Produktionsmittel, In- 
vestitionsbeihilfen und die Maßnahmen zur För- 
derung des Absatzes landwirtschaftlicher Pro- 
dukte einschließlich der in einigen Mitgliedstaa- 
ten bestehenden Marktregulierungsorganisatio- 
nem für diejenigen Bereiche auf ihre Vereinbar- 
keit mit dem gemeinsamen Markt zu überprü- 
fen, in denen der Rat die Artikel 92 bis 94 des 
Vertrages bereits für anwendbar erklärt hat. 


Die Überprüfung der in den Mitgliedstaaten 
bestehenden Systeme parafiskalischer Steuern 
und Spezialabgaben ist Anfang des Jahres zum 
Stillstand gekommen. Die Delegationen Deutsch- 
lands und Belgiens haben jedoch während der 
Beratungen des Sonderausschusses Landwirt- 
schaft eine Wiederaufnahme dieser Arbeiten 
gefordert. Es ist daher damit zu rechnen, daß 
die Kommission nach der Sommerpause Vor- 
schläge für eine Beurteilung dieser Systeme 
und das weitere Verfahren vorlegen wird. 


Der Europäische Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds 

15. Am 14. Januar 1962 hatte der Rat die Verord- 
nung Nr. 25 betr. die Finanzierung der gemein- 
samen Agrarpolitik beschlossen. Diese Verord- 
nung regelte die Einnahmen und Ausgaben des 
Fonds bis zum 30. Jund 1965 und stellte erste 
Grundsätze für den Rest der Übergangszeit 
und die Endphase des Gemeinsamen Marktes 
auf. 

Mit der Verordnung Nr. 130 vom 26. Juli 1966 
wurde beschlossen, die Speisung des Fonds aus 
Finanzbeiträgen der Mitgliedstaaten bis zum 
Ende der Übergangszeit am 31. Dezember 1969 
fortzusetzen. 

Die Beiträge der Mitgliedstaaten berechnen sich 
auf Grund dieser Verordnung für 1965/66 und 
1966/67 nach einem festen Schlüssel sowohl für 
die Abteilung „Ausrichtung" (Strukturausgaben) 
als auch für die Abteilung „Garantie" (Ausfuhr- 
erstattungen und Marktinterventionskosten des 
Fonds). Vom Verbuchungszeitraum 1967/68 an 
setzen sich die Beiträge für die Abteilung „Ga- 
rantie“ zusammen aus einem beweglichen Teil 
in Höhe von 90 Vo der Abschöpfungseinnahmen 
der Mitgliedstaaten und dem Restbetrag, der 
nach einem festen Schlüssel aufgeteilt wird. Der 
deutsche Beitrag wird die bereits für die frü- 
here Finanzierungsperiode durchgesetzte Ober- 
grenze von 31,2 ®/o grundsätzlich nicht überschrei- 
ten. 

Der Anteil des Fonds an den Ausgaben der Mit- 
gliedstaaten erreichte 1964/65 — Ve; für 1965/ 

1966 und 1966/67 wird der zu übernehmende 
Betrag auf Vio bzw. Vio auf gestockt. Nach der 
Neuregelung werden ab 1. Juli 1967 die Aus- 
gaben für Waren, für die Marktordnungen be- 
reits bestehen, in voller Höhe von der Abtei- 
lung Garantie getragen. 

1 6. Von deutscher Seite konnte bei der Neuregelung 
der Agrarfinanzierung erreicht werden, daß der 
Gesamtbetrag der Abteilung „Ausrichtung“ vom 
Verbuchungszeitraum 1967/68 an den Betrag 
von 1,14 Mrd. DM nicht überschreiten darf. 

Das Volumen der Agrarfinanzierung, das sich 
im Jahre 1962/63 mit rd. 151 Millionen DM be- 
scheiden iausnahm, ist rapide gewachsen. 1966/ 

1967 waren es 1975 Millionen OM und 1967/68 
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wird das Volumen 6392 Millionen DM erreichen. 
Mit einer weiteren Erhöhung in den nächsten 
Jahren ist zu rechnen. 

Ursächlich für diese Ausweitung des Volumens 
sind der Übergang von der Teil- zur Vollfinan- 
zierung (Sechstel- bzw. Zehntelregelung), die 
neu in Kraft getretenen Marktordnungen und I 
zum anderen das Anwachsen der Produktion i 
und die dadurch in vielen Bereichen hervor- ' 
gerufenen Überschüsse. 1 

17. Die deutschen Beiträge zum Fonds werden sich 
1967/68 für die Abteilung Garantie auf 
1634,7 Millionen DM und für die Abteilung Aus- 
richtung auf 355,7 Millionen DM belaufen. An 
Rückvergütungen äst für den gleichen Zeitraum 
mit 604 Milliionen DM aus der Abteilung Garan- 
tie und 193,8 Millionen DM aus der Abteilung | 
Ausrichtung zu rechnen. Insgesamt wird die Bun- 
desrepublik im Wirtschaftsjahr 1967/68 mit 
einem negativen Saldo in Höhe von 1192,6 Mil- 
lionen DM abschließen. 

18. Daneben ist 1968 die zweite diesjährige Rate 
der auf 3 Jahre begrenzten Ausgleichszahlungen 
für die Getreidepreissenkung fällig geworden. 
Die Bundesrepublik hat aus der dafür eingerich- 
teten Sonderabteilung des Fonds insgesamt 
Rückvergütungen von 1121 Millionen DM bei 
einem Beitrag von 468 Millionen DM zu erwar- 
ten. 

Die Abrechnung der Ausgaben des Agrarfonds 
hat sich in der Vergangenheit sehr verzögert. 
Mit Hilfe der sog. Beschleunigungsverordnung 
(VO Nr. 741/67 vom 24. Oktober 1967) soll 
die Abwicklung in Zukunft schneller durch- 
geführt werden. 


IV. Freizügigkeit 

19. Kurz nach Vollendung der Zollunion wurde ein 
weiteres wichtiges Ziel des EWG-Vertrages, die 
volle Freizügigkeit der Arbeitnehmer, erreicht. 
In seiner Sitzung vom 29. Juli 1968 billigte der 
Rat 

a) den Entwurf einer Verordnung über die Frei- 
zügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der 
Gemeinschaft, der im Oktober 1968 in Kraft 
treten soll, 

b) den Entwurf einer Richtlinie über die Auf- 
hebung der Beschränkungen der Zu- und 
Abwanderung sowie des Aufenthalts der 
Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten und de- 
ren Familien innerhalb der Gemeinschaft, die 
voraussichtlich ab Juli 1969 angewendet 
werden soll, 

c) den Entwurf einer Entscheidung betreffend 
die Anwendung der Artikel 48 und 49 des 
Vertrages auf die französischen übersee- 
ischen Departements, 

d) eine Reihe auslegender Erklärungen und 
Absichtserklärungen. 


Für Arbeitnehmer, die Staatsangehörige eines 
Mitgliedslandes sind, sehen die neuen Bestim- 
mungen u. a. vor: 

- Die Arbeitserlaubnis wird abgeschafft. 

— Die Arbeitnehmer werden inländischen Ar- 
beitnehmern gleichgestellt hinsichtlich aller 
Arbeitsbedingungen und aller sozialen und 
steuerlichen Vergünstigungen, aller Maß- 
nahmen zur beruflichen Wiedereingliede- 
rung Arbeitsloser sowie hinsichtlich der 
Wahlberechtigung und Wählbarkeit zu Ar- 
beitnehmervertretimgsorganen im Betrieb. 

— Die nationalen Arbeitsmärkte der Mitglied- 
staaten können grundsätzlich nicht mehr ge- 
sperrt werden. 


V. Niederlassungsrecht 
und freier Dienstleistungsverkehr 

20. Der Rat verabschiedete die Richtlinien über die 
Niederlassungsfreiheit und den freien Dienst- 
leistungsverkehr im Einzelhandel, im Nahrungs- 
mittelgewerbe und. bei Hotels und Gaststätten 
sowie die dritte Richtlinie (im Bereich des Film- 
wesens (Niederlassungsrecht für den Filmver- 
leih). 

Die Richtlinien über das Niederlassungsrecht 
und den freien Dienstleistungsverkehr für Kre- 
ditinstitute, für Hilfsberufe des Verkehrs und 
für das Aufsuchen von Erdöl und Erdgas kön- 
nen voraussichtlich zur Jahreswende 1968/69 
verabschiedet werden. 

Die Kommission wird in absehbarer Zeit die 
Richtlinienvorschläge für Ingenieure dem Rat 
vorlegen. Die Bundesregierung hat sich dafür 
eingesetzt, daß darin auch die Absolventen der 
deutschen Ingenieurschulen als „Ingenieur" an- 
erkannt werden. 

21. Nach der Verabschiedung der ersten Richtlinie 
zur Koordinierung des Gesellschaftsrechts durch 
den Rat am 9. März 1968 hat die Arbeitsgruppe 
„G'esellschaftsrecht" bei der Kommission, der 
Sachverständige der Regierungen der Mitglied- 
staaten angehören, mit der Ausarbeitung eines 
Richtlinienentwurfs zur Koordinierung des In- 
halts der Bilanzen und Gewinn- und Verlust- 
rechnungen der Kapitalgesellschaften begonnen. 
Daneben führte die Arbeitsgruppe die Arbeiten 
zur Koordinierung der aktienrechtlichen Schutz- 
bestimmungen auf dem Gebiet der Verwaltung 
der Aktiengesellschaften fort. 


VI. Kapitalverkehr 

22. In der Liberalisierung des Kapitalverkehrs wur- 
den Fortschritte nicht erzielt. Frankreich hatte 
Ende Mai zur Überwindung seiner außerge- 
wöhnlichen Schwierigkeiten die devisenmäßige 
Liberalisierung des Kapital- und Zahlungsver- 
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kehrs beseitigt und erneut ein Verbotsprinzip 
für Devisentransaktionen eingeführt, von dem 
Ausnahmen allgemeiner Art und im Einzelfall 
zugelassen waren. Die Kommission hatte die 
französische Regierung nachträglich zu diesen 
Maßnahmen ermächtigt, sich aber Vorbehalten, 
diese Ermächtigung aufzuheben oder zu ändern, 
sobald sich die Finanzsströme hinreichend nor- 
malisiert haben. Anfang September 1968 hat 
die französische Regierung die Devisenkontrolle 
wieder beseitigt. 


VII. Verkehr ! 

23. Nachdem die sechs Verkehrsminister der Euro- ! 

päischen Gemeinschaften mit ihrem programma- 
tischen Beschluß vom 14. Dezember 1967 eine 
Wende in den bisher nur wenig erfolgreichen 
Bemühungen um eine gemeinsame Verkehrs- 
politik der Sechs eingeleitet hatten, gibt das | 
positive Ergebnis der Ratstagung vom 
18./19. Juli 1968 Anlaß zur Hoffnung, daß die 
Stagnation der Brüsseler verkehrspolitischen ; 
Arbeiten überwunden wird. | 

Mit nur geringfügigen Abstrichen und einer i 

unerheblichen zeitlichen Verzögerung verab- ^ 
schiedeten die Minister am 19. Juli 1968 ein i 
Bündel von verkehrspolitischen Maßnahmen i 
und erreichten damit das mit dem Ratsbeschluß 
vom 14. Dezember 1967 gesteckte Ziel einer | 
Zwischenlösung auf dem Wege zu einer umfas- ! 
senden gemeinsamen Verkehrspolitik. 

Im einzelnen handelt es sich um folgende Rege- ' 
lungen: 

a) Vereinheitlichung bestimmter Sozialvor- 
schriften im gewerblichen Straßenverkehr; 

b) Gemeinsame Wettbewerbsregeln im Ver- 
kehr; 

c) Vereinheitlichung der Vorschriften über die ■ 
abgabenfreie Einfuhr von Treibstoffen in den 
Tanks von Nutzkraftfahrzeugen im grenz- , 
überschreitenden Güterkraftverkehr; 

d) Einführung eines Gemeinschaftskontingents 
im grenzüberschreitenden Güterkraftver- ' 
kehr; 

e) Einführung eines Systems obligatorischer 
Margentarife im grenzüberschreitenden Gü- 
terkraftverkehr. 

24. Die Verordnung über Sozialvorschriften im 
Straßenverkehr enthält einheitliche Regeln für 
die Arbeits- und Ruhezeiten sowie die Zusam- 
mensetzung und das Mindestalter des Fahrper- 
sonals. 

25. Die Verordnung über die Anwendung von ’ 
Wettbewerbsregeln im Eisenbahn-, Straßen- und 
Binnenschiffsverkehr, die rückwirkend zum 
1. Juli 1968 in Kraft tritt, bringt ein eigenständi- 
ges Kartellrecht für den Verkehrsbereich. Damit 
wurde nicht nur die alte Streitfrage, wie weit 
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die Kartellbestimmungen des EWG-Vertrags 
auf den Verkehrsbereich Anwendung finden, 
aus der Welt geschafft, sondern zugleich auch 
eine Regelung getroffen, die den Besonderhei- 
ten der Verkehrswirtschaft Rechnung trägt. 
Wichtig sind insbesondere die in der Verord- 
nung enthaltenen Ausnahmen vom Kartellver- 
bot; sie sollen technische und wirtschaftliche 
Kooperationsformen ermöglichen, die zur Struk- 
turbereinigung bei Straße und Binnenschiffahrt 
beitragen können. 

26. Durch die Einführung eines Gemeinschaftskon- 
Lingents von 1200 Genehmigungen im Straßen- 
güterverkehr, die ihre Inhaber zu grenzüber- 
schreitenden Beförderungen im Gesamtgebiet 
der Gemeinschaft berechtigen, soll während 
eines Zeitraums von zunächst 3 Jahren deren 
Zweckmäßigkeit gegenüber dem bisherigen Sy- 
stem ausschließlich bilateraler Kontingente er- 
probt werden. 

27. Die vom Rat für den grenzüberschreitenden 
Güterkraftverkehr getroffene Tarifregelung 
könnte Maßstab für entsprechende Regelungen 
bei Eisenbahn und Binnenschiffahrt sein. Sie 
stellt einen Kompromiß dar zwischen einem 
System staatlicher Festpreise und der völligen 
Freigabe der Verkehrsentgelte. Die im grenz- 
überschreitenden Güterkraftverkehr tätigen Un- 
ternehmer werden künftig die jeweiligen Be- 
förderungsentgelte innerhalb einer bestimmten 
Marge frei aushandeln können. Abschlüsse 
außerhalb dieses Rahmens sind im Wege geneh- 
migungspflichtiger Sonderabmachungen zuläs- 
sig. Auch über das heikle Problem der hierbei 
anzuwendenden Kriterien konnte der Rat Eini- 
gung erzielen. 


VIII. Wettbewerb 

Absprachen und Marktmacht 

28. Die Kommission hat entsprechend den nach- 
drücklichen Anregungen der Bundesregierung 
durch eine Reihe von Maßnahmen die Bemühun- 
gen um eine realistische, den modernen wirt- 
schaftlichen Verhältnissen Rechnung tragende 
Wettbewerbspolitik fortgesetzt. 

Um die Unternehmen dabei zu unterstützen, 
sich der Entwicklung des Gemeinsamen Marktes 
sowie der verschärften Konkurrenz auf den 
VV^eltmärkten anzupassen, hat die Kommission 
in einer Bekanntmachung Hinweise auf die 
zwischenbetriebliche Kooperation gegeben, die 
nach Artikel 85 Abs. 1 des EWG-Vertrags und 
nach Artikel 65 Abs. 1 des EGKS-Vertrags nicht 
verboten ist. In der Bekanntmachung sind Ab- 
sprachen beschrieben, welche ohne Rücksicht auf 
die Größe der beteiligten Unternehmen nicht 
als Wettbewerbsbeschränkungen anzusehen 
sind. Darüber hinaus ist in der Bekanntmachung 
auf die bereits in Einzelentscheidungen zum 
Ausdruck gebrachte Überlegung hingewiesen, 
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daß auch andere Formen zwischenbetrieblicher 
Zusammenarbeit nach Gemeinschaftsrecht nicht 
verboten sind, wenn die Marktstellung der be- 
teiligten Unternehmen insgesamt so schwach 
ist, daß die Kooperation eine spürbare Wett- 
bewerbseinschränkung im Gemeinsamen Markt 
nicht bewirkt und — im Anwendungsbereich 
von Artikel 85 des EWG-Vertrags — den Han- 
del zwischen Mitgliedstaaten nicht beeinträch- 
tigt. 

Die Bundesregierung begrüßt diese Bekannt- 
machung als einen wichtigen Schritt zu der von 
ihr seit Jahren geforderten Klärung der Rechts- 
lage. 

29. Um es den Unternehmen im Einzelfall zu er- 
leichtern, über die Rechtmäßigkeit ihrer Zusam- 
menarbeit Entscheidungen der Kommission her- 
beizuführen, sind auch die Formalitäten des 
Verwaltungsverfahrens geändert und die bisher 
gültigen komplizierten Antragsformulare durch 
ein neues, zusammenfassendes Formular ersetzt 
worden. 


Beihilfen 

30. Die Kommission ist weiterhin bemüht, der Aus- 
weitung der Beihilfen im Inneren Markt ent- 
gegenzuwirken. Um zu vermeiden, daß die Han- 
dels- und Investitionsbedingungen durch die 
Gewährung von Subventionen in einer dem 
gemeinsamen Interesse zuwiderlaufenden 
Weise verfälscht werden, erwägt sie, einzelne 
Projekte mit regionaler Zielsetzung, die mit 
größeren Beihilfebeträgen gefördert werden sol- 
len, einer vorherigen Prüfung zu unterziehen. 

31. Die Kommission befaßte sich ferner mit Vor- 
haben einzelner Wirtschaftszweige. Die Kom- 
mission genehmigte das 6. Werfthilfeprogramm 
der Bundesregierung. Sie untersucht z. Z. ver- 
schiedene, in anderen Mitgliedstaaten ange- 
wandte Beihilfesysteme zugunsten einzelner 
Wirtschaftszweige, die durch sog. parafiskali- 
sche Abgaben gespeist werden. 


IX. Steuerharmonisierung 
Umsatzsteuer 

32. Bei der Verabschiedung der Zweiten Richtlinie 
zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuer, in der 
die Struktur und die Anwendungsmodalitäten 
der gemeinsamen Mehrwertsteuer geregelt sind, 
hatte der Rat beschlossen, die Vorschriften über 
die Behandlung der Landwirtschaft wegen der 
besonderen Probleme, die hierbei bestehen, in 
einer eigenen Richtlinie zu harmonisieren. Die 
Kommission hat dem Rat am 26. Februar 1968 
den Entwurf einer Richtlinie über die Anwen- 
dung der Mehrwertsteuer auf die Umsätze von 
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landwirtschaftlichen Erzeugnissen vorgelegt 
(sog. Dritte Richtlinie). Der Rat hat das Euro- 
päische Parlament sowie den Wirtschafts- und 
Sozialausschuß gemäß Artikel 100 Abs. 2 des 
EWG-Verlrages um Stellungnahme zu dem 
Kommissions Vorschlag gebeten. 

33. Am 30. April 1968 nahm der Rat die Richtlinie 
über eine gemeinsame Methode zur Berechnung 
der in Artikel 97 des EWG-Vertrages vorgese- 
henen Durchschnittssätze an. Diese Richtlinie 
stellt für die Mitgliedstaaten, die noch nicht 
zur Mehrwertsteuer übergegangen sind, ver- 
bindliche Berechnungsregeln bei der Festset- 
zung von Durchschnittssätzen für die umsatz- 
steuerliche Belastung von Einfuhren und die 
Entlastung von Ausfuhren auf. 


Sonstige indirekte Steuern 

34. Die Arbeiten zur Harmonisierung der sonstigen 
indirekten Steuern wurden während des Be- 
richtszeitraumes ebenfalls fortgesetzt. 

Auf dem Gebiet der Steuern auf Alkohol wurde 
der Entwurf einer Verordnung der Kommission 
erarbeitet, der voraussichtlich im Herbst dem 
Rat vorgelegt wird. Der Entwurf einer Alkohol- 
marktordnung liegt noch nicht vor. 

Im Bereich der Mineralölbesteuerung wurde auf 
einem speziellen Teilgebiet eine Harmonisie- 
rung erreicht. Der Ministerrat hat am 
18. /19. Juli 1968 eine Richtlinie beschlossen, 
nach der die Vorschriften über die abgabenfreie 
Einfuhr des in den Treibstoffbehältern enthal- 
tenen Treibstoffs von Nutzkraftfahrzeugen, die 
in einem Mitgliedstaat beheimatet sind, ver- 
einheitlicht werden. Die abgabenfreie Menge ist 
auf mindestens 50 Liter festgesetzt worden. Sie 
soll allmählich bis zum serienmäßigen Tank- 
inhalt in dem Maße erhöht werden, in dem es 
den Mitgliedstaaten gelingt, die Steuersätze für 
Dieselkraftstoff anzugleichen. 

Der Verordnungsentwurf der Kommission zur 
Harmonisierung der Tabaksteuer ist — gemein- 
sam mit den Vorschlägen zur Schaffung einer 
Tabakmarktordnung und zur Umformung der 
staatlichen Handelsmonopole in Frankreich und 
Italien — weiter beraten worden. Die Auffas- 
sungen der Sachverständigen über den Harmo- 
nisierungsvorschlag gehen noch weit auseinan- 
der. 

Außerdem arbeiten die Dienststellen der Kom- 
mission zusammen mit den Sachverständigen 
der Regierungen der Mitgliedstaaten weiterhin 
an der Harmonisierung der Verbrauchsteuern 
auf Vlineralöl, Bier und einige andere Getränke. 

35. Die Verabschiedung der „Richtlinie betreffend 
die indirekten Steuern auf die Ansammlung von 
Kapital" ist in Kürze zu erwarten. Durch diese 
Richtlinie soll die Gesellschaftsteuer in den Mit- 
gliedstaaten der EWG in der Struktur harmoni- 
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siert werden, während der Steuersatz vorläufig 
nodi linnerhalb einer Marge von 1 bis 2 v. H. 
von den Staaten unterschiedlich festgelegt wer- 
den kann. Die außerdem in der Riditlinie vor- 
gesehene Abschaffung der Wertpapiersteuer ist 
in der Bundesrepublik bereits ab 1. Januar 1965 
verwirklicht worden. 

36. Der Rat hat sich am 18. /19. Juli 1968 im Rahmen , 

seiner verkehrspolitischen Beschlüsse auch über 
Grundsätze für eine Verordnung zur Beseiti- 
gung der Doppelbesteuerung im grenzüber- 
schreitenden Verkehr geeinigt. Als Grundsatz 
für die Beseitigung der Doppelbesteuerung 
bei der Kraftfahrzeugsteuer ist das Territoriali- 
tätsprinzip anerkannt worden. Zugleich wurde 
jedoch zugelassen, daß vcm diesem Grundsatz j 
zugunsten des Nationalitätsprinzips abgewidien | 
werden kann, wenn zwei oder mehrere Mit- ' 
gliedstaaten eine solche Vereinbarung treffen, 
über die besonders schwierigen technischen : 
Verfahrensfragen konnte noch keine Einigung , 
erzielt werden. Dennoch soll die Verordnung ‘ 
spätestens bis zum 15. Oktober 1968 erlassen 
werden. ' 

37. Im Juli 1968 hat die Kommission dem Rat den j 

„Vorschlag einer ersten Richtlinie des Rates zur i 
Anpassung der nationalen Systeme der Steuern 
für Nutzkraftfahrzeuge'' vorgelegt. Dieser Vor- i 
schlag ist inzwischen dem Europäischen Paria- ! 
ment und dem Wirtschafts- und Sozialausschuß j 
zur Stellungnahme zugeleitet worden. | 


Direkte Steuern | 

38. Die Prüfung der Steuerprobleme des euro- ! 
päischen Kapitalverkehrs, der Umstrukturierung , 
und Konzentration der Unternehmen sowie der 
Fragen einer steuerlichen Beeinflussung der | 
Investitionen wurde fortgesetzt. Im März 1968 j 
hat der Ministerrat die Kommission beauftragt, j 
baldmöglichst Vorschläge zum Inhalt einer har- 
monisierten Regelung für die internationale 
Fusion von Gesellschaften in der EWG zu 
unterbreiten. 

X. Rechtsangleichung 

Rechtsakte der Gemeinschaftsorgane 

39. Im Vordergrund der Erörterungen stand weiter- 
hin das von der Kommission dem Rat am 
7. März 1968 vorgelegte Allgemeine Programm 
zur Beseitigung von Hemmnissen im inner- 
gemeinschaftlichen Warenverkehr, die sich aus 
der Unterschiedlichkeit der einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften ergeben. Das Programm, über 
das der Rat förmlich Beschluß fassen soll, ord- 
net die der Rechtsangleichung unterliegenden 
Rechtsgebiete nunmehr in drei Phasen ein und 
stellt einen Terminkalender für die Verabschie- 
dung der entsprechenden Rechtsangleichungs- 
Richtlinien auf. Als Endtermine der einzelnen 


Phasen sind vorgesehen der 31. Dezember 1968, 
der 30. Juni 1969 und der 31. Dezember 1970. 
Dem Programm beigefügt ist der Entwurf für 
einen Beschluß der im Rat vereinigten Vertreter 
der Regierungen der Mitgliedstaaten betreffend 
den „Status quo". Mit diesem Beschluß soll 
— zur Erleichterung der Rechtsangleichung — 
ein umfassender Stillstand der nationalen Ge- 
setzgebung auf denjenigen der Rechtsanglei- 
chung unterliegenden Gebieten eingeführt wer- 
den, auf denen die Kommission dem Rat Richt- 
lienienvorschläge unterbreitet hat oder das Pro- 
gramm die Vorlage eines Richtlinienvorschlags 
innerhalb von 6 Monaten vorsieht. Für die übri- 
gen Rechtsangleichungsbereiche ist ein Verfah- 
ren der Konsultierung neuer nationaler Gesetz- 
gebungsvorhaben mit einem befristeten Stand- 
still sowie einem Vetorecht der Kommission 
vorgesehen. Durch zwei weitere dem Programm 
beigefügte Entschließungen soll der Rat klar- 
stellen, daß bei kontroll- und zulassungspflich- 
tigen Erzeugnissen die gegenseitige Anerken- 
nung nationaler Kontrollen zur Erreichung des 
Ziels der Rechtsangleichung erforderlich ist und 
daß die spätere Änderung von Richtlinien, ins- 
besondere zwecks ihrer Anpassung an den tech- 
nischen Fortschritt ein vereinfachtes Verfahren 
erfordert. Die Gruppe Wirtschaftsfragen hat das 
Programm inzwischen in mehreren Sitzungen 
erörtert und einen Bericht für den Ausschuß der 
Ständigen Vertreter erstellt. 

An den einzelnen Richtlinienentwürfen wird 
weiterhin gearbeitet. Die Arbeiten zur Anglei- 
chung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
auf dem Gebiet des Lebensmittel- und Veteri- 
närrechts wurden ebenfalls fortgesetzt. Uber 
die Einführung eines Ausschußverfahrens für 
den Bereich des Lebensmittelrechts hat der Rat 
bisher noch nicht entschieden. 

40. Im Rahmen der zur Vermeidung von Wett- 
bewerbsverzerrungen und Verkehrsverlagerun- 
gen erforderlichen Harmonisierung des Zoll- 
rechts der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften hat der Rat auf seiner Sitzung 
am 27. Juni 1968 die am 1. Juli 1968 in Kraft 
getretenen Verordnungen über den Zollwert 
der Waren und über die gemeinsame Begriffs- 
bestimmung für den Warenursprung und auf 
seiner Sitzung am 30. Juli 1968 die Verordnung 
über die Begriffsbestimmung des Zollgebiets der 
Gemeinschaft verabschiedet. Die mit der Erfas- 
sung und Verwahrung von Zollgut zusammen- 
hängenden Fragen sind Gegenstand einer eben- 
falls in der Sitzung vom 30. Juli 1968 erlassenen 
Richtlinie des Rates geworden. 

Die Vorarbeiten für den Erlaß einer Verordnung 
über das gemeinschaftliche Versandverfahren 
sowie der Richtlinien über den Zahlungsauf- 
schub, die Zollager, die Freizonen und den akti- 
ven Veredelungsverkehr sind abgeschlossen. 
Da jedoch noch Meinungsverschiedenheiten be- 
stehen, konnten die Entwürfe im Rat bisher 
noch nicht abschließend behandelt werden. Sie 
sollen nach der Sommerpause zusammen ver- 
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abschiedet werden. In Übereinstimmung mit 
Anregungen von Abgeordneten des Europä- 
ischen Parlaments und nationaler Parlamente 
sowie von Regierungen einzelner Mitgliedstaa- 
ten hat die Kommission dem Rat zwei Vor- 
schläge zur Erleichterung des Reiseverkehrs 
vorgelegt, nämlich den Entwurf einer Verord- 
nung des Rates über die zolltarifliche Behand- 
lung von Waren, die im persönlichen Gepäck 
von Reisenden eingeführt werden, und den Vor- 
schlag für eine Entscheidung des Rates zur Har- 
monisierung der Regelungen der Mitgliedstaa- 
ten hinsichtlich der Befreiung von den im inter- 
nationalen Reiseverkehr bei der Einfuhr erhobe- 
nen Umsatzsteuern und Verbrauchsteuern. 


Internationale Abkommen 

41. „Das überemkommen über die gerichtliche Zu- 
ständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher 
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen 
(EWG-Vollstreckungsübereinkommen) ist im 
Rahmen der Ratstagung am 27. September 1968 
gezeichnet worden. Das Übereinkommen wird 
die Rechtssicherheit im Gemeinsamen Markt 
wesentlich verstärken und sicherlich auch wei- 
tere Impulse für die allmähliche Annäherung 
der Rechtssysteme der Mitgliedstaaten geben. 

Im übrigen hat sich der Stand der Arbeiten an 
den internationalen Übereinkommen seit dem 
zweiten Integrationsbericht nicht wesentlich 
verändert. Nach internen Kontakten mit ande- 
ren Mitgliedstaaten bestehen jedoch begründete 
Aussichten, daß die stockenden Arbeiten für ein 
Übereinkommen betreffend eine Europäische 
Handelsgesellschaft und für ein Europäisches 
Patentrecht demnächst wieder aufgenommen 
werden können. Die Arbeitsgruppe nach Arti- 
kel 220 Abs. 3 des EWG-Vertrages hat ihre 
Arbeiten für ein Übereinkommen über die inter- 
nationale Fusion von Aktiengesellschaften fort- 
gesetzt. Ein revidierter Vorentwurf liegt bereits 
vor."' 

XL Wirtschaftspolitik 
Konj unkturpolitik 

42. Während des Berichtszeitraumes hat sich der 
Rat selbst nicht mit dem Problem der stärkeren 
Harmonisierung der Wirtschafts- und Konjunk- 
turpolitik befaßt. Jedoch haben die Wirtsdiafts- 
und Finanzminister der Sechs auf ihrem Treffen 
am 9. und 10. September 1968 in Rotterdam auf 
deutsche Initiative ihre Entschlossenheit zum 
Ausdruck gebracht, in ihren jeweiligen Ländern 
eine aufeinander abgestimmte Politik zur Er- 
reichung ihrer gemeinsamen Ziele eines steti- 
gen Wachstums und der Preisstabilität zu ver- 
folgen. Sie hoben ferner die Notwendigkeit 
hervor, neue Fortschritte auf dem Gebiet der 
Währungspolitik innerhalb der EWG zu errei- 
chen. 


43. Zur Unterstützung der französischen Bemühun- 
gen um Überwindung der durch die Maii-Un- 
ruhen entstandenen wirtschaftlichen Schwierig- 
keiten und zur Abwehr von Auswirkungen auf 
die übrigen Mitgliedstaaten beschloß der Rat 
am 20. Juli 1968 auf Grund von Artikel 108 
Abs. 2 EWGV die Gewährung eines gegenseiti- 
gen Beistandes. In einer Richtlinie an die Mit- 
gliedstaaten wird insbesondere vorgesehen, daß 
die Mitgliedstaaten außer Frankreich Maßnah- 
men treffen, um eine hohe Zuwachsrate bei 
Wahrung der Stabilität zu erzielen, um die 
Zinssätze stabil zu halten und nach Möglichkeit 
die Begebung von französischen Anleihen auf 
ihren Kapitalmärkten zuzulassen. Zur Lage 
Frankreichs sollen die Mitgliiedstaaten bei Er- 
örterungen in internationalen Organisationen 
eine gemeinsame Haltung einnehmen. 

In Ergänzung dieser Richtlinie hat die Kommis- 
sion mit Entscheidung vom 23. Juli 1968 die 
französische Regierung zu Schutzmaßnahmen 
ermächtigt. Hierdurch werden im wesentlichen 
die Maßnahmen genehmigt, die die französische 
Regierung bereits autonom ergriffen hatte. Es 
handelt sich dabei vor allem um Maßnahmen 
der Devisenkontrolle (vgl. unter Kapitalverkehr, 
Kapitel VI), der Ausfuhrförderung, der Kontin- 
gentierung der Einfuhr bestimmter Erzeugnisse 
(Kraftfahrzeuge, Textilien, Stahlhalbzeug, Heiz- 
und Kühlgeräte, Waschmaschinen). 

Bei der Erörterung dieser Maßnahmen im Rat 
sprachen sich die Bundesregierung wie auch die 
Regierungen anderer Mitgliedstaaten grundsätz- 
lich gegen Importbeschränkungen aus. Sie muß- 
ten allerdings auch berücksichtigen, daß stich die 
französische Regierung durch eine expansive 
Wirtschaftspolitik um eine Gesundung ihrer 
Wirtschaft bemüht und daß diese angesichts der 
engen Verflechtung der Volkswirtschaften auch 
im Interesse der anderen Mitgliedstaaten, ins- 
besondere auch der Bundesrepublik, liegt. Die 
Kommission hat in ihrer Entscheidung der Kritik 
der Bundesregierung an der Ausgestaltung der 
französischen Maßnahmen weitgehend entspro- 
chen (teilweise Erhöhung der Kontingente, ver- 
besserte Referenzperiode, Befristung bis Jahres- 
ende). Die Gesamtlage soll spätestens am 
15. Oktober 1968 erneut geprüft werden. 

Um die Auswirkungen spekulativer Kapital- 
abflüsse auf die französischen Währungsreser- 
ven abzuschwächen, hat die Bank von Frank- 
reich mit einer Reihe von Notenbanken Abma- 
chungen über die Aufnahme kurzfristiger Kre- 
dite (Swap-Kredite) in Höhe von 1,3 Mrd. S 
getroffen. Die Zentralbanken der Bundesrepu- 
blik, Belgiens, Italiens und der Niederlande be- 
beteiligen sich an diesen Kreditlinien mit 
600 Millionen S. 


Mittelfristige Wirtschaftspolitik 

44. Der Ausschuß für mittelfristige Wirtschafts- 
politik hat unter dem Vorsitz des Parlamentari- 
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sehen Staatssekretärs des Bundesministers für 
Wirtschaft am 29. Februar 1968 den Entwurf 
des II. Programms verabschiedet, dessen Inhalt 
bereits im vorausgegangenen Integrationsbe- 
richt skizziert wurde. Ende März wurde der 
Ausschußtext von der Kommission dem Rat 
unverändert zur Verabschiedung vorgelegt. Zur 
Zeit werden die Stellungnahmen des Euro- 
päischen Parlaments und des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses erarbeitet. Nach ihrer Fertig- 
stellung kann mit einer baldigen Verabschie- 
dung des Programms durch den Rat und die 
Regierungen der Mitgliedstaaten gerechnet wer- 
den (der Entwurf des II. Programms ist als 
Bundestagsdrucksache V/2842 erschienen). 

45. Der Ausschuß für mittelfristige Wirtschaftspoli- 
tik hat nach dem Abschluß der Arbeiten am 

II. Programm in Ausführung seines Mandats 
begonnen, die Wirtschaftspolitik der Mitglied- 
Staaten auf ihre Vereinbarkeit mit den Leit- 
linien des I. Programms zu prüfen. Die Prüfung 
erfolgt an Fland von Memoranden der einzelnen 
Delegationen, in denen die nationale Wirt- 
schaftspolitik im Lichte des 1. Programms dar- 
gestellt wird. Die deutsche Delegation hat als 
erste ein solches Memorandum vorgelegt. Die 
Aussprache darüber im Ausschuß fand am 
19. Juli 1968 statt. Sie ergab in wesentlichen 
Punkten eine Übereinstimmung zwischen der 
deutschen Politik und den Grundsätzen des 
I. Programms, Uber das Gesamtergebnis aller 
Prüfungen wird der Ausschuß voraussichtlich 
dem. Rat berichten. 

46. Parallel zu dieser Arbeit hat der Ausschuß 
erste Überlegungen über die Ausgestaltung des 

III. Programms angesteilt. Man kann davon 
ausgehen, daß sich das Programm auf die Pe- 
riode 1970/75 beziehen und von quantitativen 
Projektionen für diesen Zeitraum ausgehen 
wird. Seine wirtschaftspolitischen Leitlinien 
werden wahrscheinlich primär von den gesamt- 
wirtschaftlichen Schlußfolgerungen bestimmt 
sein, die sich aus den Projektionen ergeben. 
Es ist damit zu rechnen, daß der Entwurf zum 
III. Programm etwa Mitte des Jahres 1970 vor- 
gelegt werden kann. 


Haushaltspolitik 

47. Der Rat der EWG hatte im Jahre 1964 in Ergän- 
zung zum Währungsausschuß, zum Ausschuß 
für mittelfristige Wirtschaftspolitik und zum 
Ausschuß für Konjunkturpolitik den Ausschuß 
für FlaushaltspoMtik gegründet. Er soll mit den 
anderen genannten Ausschüssen eng Zusammen- 
wirken, um in der Gemeinschaft ein einheit- 
liches Konzept der Wirtschafts- und Finanz- 
politik zu erarbeiten. 

Im Ausschuß für Haushaltspülitik werden regel- 
mäßig die großen Entwicklungstendenzen der 
Haushalte der Mitgliedstaaten erörtert. Die 


Haushalte werden analysiert und nach einem 
einheitlichen Schema verglichen und die Aus- 
wirkungen auf die anderen Mitgliedstaaten auf- 
gezeigt. Der Ausschuß befaßt sich darüber hin- 
aus mit allgemein bedeutsamen Sonderfragen 
der Haushaltspolitik. Gegenstand der bisheri- 
gen Erörterungen waren u. a. die öffentliche 
Ersparnis, die Haushaltstransaktionen der nach- 
geordneten Gebietskörperschaften, die Berech- 
nung der Anstoßwirkungen öffentlicher Aus- 
gaben auf die Inlandsnachfrage und die Flexibi- 
lität der öffentlichen Ausgaben. 

Die Arbeitsergebnisse des Ausschusses werden 
nach Abstimmung mit den übrigen Ausschüssen 
in Stellungnahmen an Rat und Kommission 
niedergelegt. 


XII. Forschungspolitik 

48. Der Rat hatte durch Beschluß vom 31, Oktober 
1967 die Arbeitsgruppe „Politik auf dem Gebiet 
der wissenschaftlichen und technischen For- 
schung" beauftragt, insbesondere die Förde- 
rungsprogramme der Mitgliedstaaten einander 
gegenüberzustellen und auf sieben ausgewähl- 
ten Gebieten die Möglichkeit einer Zusammen- 
arbeit zu untersuchen. Die Bundesregierung 
beteiligte sich aktiv an der Durchführung des 
Beschlusses. Die Arbeit machte zunächst rasche 
Fortschritte. Sie geriet jedoch, kurz bevor die 
Arbeitsgruppe ihre ersten Ergebnisse dem Rat 
vorlegen konnte, ins Stocken. Zwei Delegatio- 
nen verweigerten ihre weitere Mitarbeit mit 
der Begründung, daß nach der Weigerung 
Frankreidis, dem Beitritt Großbritanniens zum 
Gemeinsamen Markt zuzustimmen, zunächst 
Klarheit über die weitere Arbeit auf dem Gebiet 
von Forschung und Entwicklung erzielt werden 
müsse. Da im Laufe der politischen Diskussion 
die Zusammenarbeit in Forschung und Entwick- 
lung zunehmend Bestandteil der Beitrittsfrage 
wurde, konnte die Arbeitsgruppe bis heute ihre 
Arbeit nicht wieder aufnehmen. 

49. In der Diskussion um die Zusammenarbeit in 
Forschung und Entwicklung mit beitrittswilligen 
Staaten hat die Bundesregierung wiederholt 
versucht, Kompromißlösungen zu finden. Sie hat 
insbesondere darauf hingewiesen, daß der durch 
den Luxemburger Beschluß vom 31. Oktober 
1967 erreichte Besitzstand der Gemeinschaft nicht 
gefährdet werden dürfe, und vorgeschlagen, 
daß die Mitgliedstaaten sich möglichst schnell 
auf konkrete Projekte einer forschungspoliti- 
schen Zusammenarbeit einigen und sodann 
dritte Staaten zur Mitarbeit auffordern sollten. 
Um künftige Fortschritte in diesem Sinne zu 
erzielen, wird die Bundesregierung sich weiter- 
hin bemühen, die Probleme der Zusammenarbeit 
in Forschung und Entwicklung aus der zur Sta- 
gnation führenden Verklammerung mit der Bei- 
trittsfrage zu lösen. 
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XIII. Sozialpolitik 

50. Der Rat nahm am 29. Juli 1968 Kenntnis von 
dem von der Kommission vorgelegten Bericht 
über die Arbeitskräfteprobleme in der Gemein- 
schaft im Jahre 1968. Er einigte sich auf Schluß- 
folgerungen in bezug auf die Entwicklung des 
Jahres 1967, die Entwicklungsaussichten im 
Jahre 1968 sowie auf das Vorgehen auf Gemein- 
schaftsebene und in den einzelnen Mitgliedsstaa- 
ten. Hinsichtlich der Entwicklungsaussichten ist ' 
der Rat der Auffassung, daß die Wieder- j 
belebungstendenzen der Wirtschaftstätigkeit ! 
1968 in der gesamten Gemeinschaft anhalten , 
dürften. Infolgedessen müßte sich die Arbeits- j 
marktlage vorbehaltlich unvorhergesehener Er- ' 
eignisse allmählich bessern. Um einen hohen ' 
Grad der Nutzung der Reserven an Arbeitskräf- , 
ten zu erreichen, müßten auch weiterhin diffe- | 
renzierte Maßnahmen zur Bekämpfung der Ar- i 
beitslosigkeit und der Kurzarbeit ergriffen wer- ! 
den. Hierzu zählen insbesondere eine Intensi- 
vierung der Berufsberatung, der Umschulung, 
der beruflichen Aus- und Fortbildung und da- 
neben eine Erweiterung der Hilfen, durch die 
die berufliche Umstellung und die geographi- j 
sehe Mobilität der Arbeitnehmer gefördert wer- | 
den. 

über die Bundesrepublik wird ausgeführt, daß 
sich die konjunkturpolitischen Maßnahmen der 
Regierung und der Bundesbank günstig auf die 
Arboitsmarktlage ausgewirkt hätten. Um die 
zunehmende Nachfrage nach qualifizierten Ar- 
beitskräften befriedigen zu können, müßten die | 
entsprechenden Bemühungen der Bundesregie- | 
rung und der anderen zuständigen Träger auf j 
dem Gebiet der Berufsaufklärung, der beruf- I 
liehen Bildung, Aus- und Fortbildung, Umschu- | 
lang und der beruflichen Förderungsmaßnah- : 
men wie bisher fortgesetzt werden. Die Bundes- 
regierung solle dabei die bestehenden regiona- 
len und strukturellen Schwierigkeiten noch 
mehr als bisher berücksichtigen. Dies gelte vor 
allem für solche Gebiete, wo diese Probleme 
zusammen auftreten, vor allem im Ruhrrevier 
und im Saarland. Darüber hinaus wird die 
Bundesregierung ermutigt, ihre Anstrengungen 
zur Koordinierung der Arbeits- und Berufsförde- 
rung Behinderter (Rehabilitation) fortzusetzen. 

51. Zu den schon auf der Tagung des Rates am ' 
5. Juni 1967 unterbreiteten Vorschlägen für eine i 
Zusammenkunft zwischen den Arbeitsministern ! 
und den Sozialpartnern zur Erörterung von 
Arbeitsmarktfragen stellte der Rat fest, daß ^ 
alle Delegationen die Organisation einer sol- 
chen Arbeitsmarktkonferenz befürworten. Der 
Ausschuß der Ständigen Vertreter wurde be- 
auftragt, die Einzelheiten der Organisation die- ' 
ser Konferenz, insbesondere auch die Vorschläge 
über die Teilnehmer, zu prüfen. 

52. /Vul deutsche Anregung hin hatte der Rat auf 
seiner Tagung am 29. Februar 1968 eine Ent- > 
Schließung betr. die künftigen Aufgaben der ; 


Gememschaft auf dem Gebiet der Sozialpolitik 
angenommen. Darin war die Kommission er- 
sucht worden, einen Bericht auszuarbeiten, der 
eine Untersuchung der Zusammenhänge zwi- 
schen der Sozialpolitik der Gemeinschaft und 
ihrer Politik in anderen Bereichen ermöglicht. 
Die Kommission legte hierzu dem Rat am 16. Juli 
1968 einen Zwischenbericht vor, von dem der 
Rat Kenntnis nahm. Er erteilte dem Ausschuß 
der Ständigen Vertreter den Auftrag, dieses 
Dokument zu prüfen und ihm auf seiner näch- 
sten Tagung über Sozialfragen Bericht zu erstat- 
ten. 

53. Ohne Sachdiskussion nahm der Rat ferner noch 
Kenntnis vom Stand der Arbeiten zur Reform 
des Europäischen Sozialfonds und zur Anglei- 
chung der Berufsausbildungsstufen. 


XIV. Zoll- und Handelspolitik 
Die Zollpolitik 

54. Auf der zweiten Welthandelskonferenz in New 
Delhi, an der die Mitgliedstaaten und die Ge- 
meinschaft beteiligt waren, wurde einstimmig 
Übereinkunft darüber erzielt, daß ein allgemei- 
nes nicht diskriminierendes Zollpräferenzsystem 
zugunsten der Entwicklungsländer ausgearbei- 
tet werden und möglichst bald in Kraft treten 
soll. Die Gemeinschaft berät jetzt intern und 
mit den übrigen Industriestaaten ihre Konzep- 
tion eines solchen Systems. 

55, Im Rahmen der Bemühungen zur Wiederher- 
stellung des Gleichgewichts der Zahlungsbilanz 
der USA hat der Rat der EG auf deutsche Initia- 
tive im April 1968 eine Entschließung angenom- 
men, in der sich die Gemeinschaft bereit erklärt, 
gemeinsam mit anderen Industrieländern schon 
am 1. Januar 1969 die dritte Rate der Ergebnisse 
der Kennedy^Runde unter bestimmten Bedin- 
gungen durchzuführen, während die USA zu- 
gleich eine Senkungsrate um 1 Jahr verschieben 
könnten („asymmetrische Beschleunigung"). 

über die Verwirklichung dieser Maßnahmen 
wird Ende 1968 im Lichte der weiteren Entwick- 
lung befunden werden müssen. 


Die gemeinsame Handelspolitik 

56. Die Arbeit an der gemeinsamen Handelspolitik, 
die nach Ende der Übergangszeit nach einheit- 
lichen Grundsätzen gestaltet werden soll (Arti- 
kel 113 EWGV), konzentrierte sich auf die Ein- 
fuhrpolitik der Mitgliedstaaten gegenüber drit- 
ten Ländern im mengenmäßigen Bereich, insbe- 
sondere bei gewerblichen Waren. Abgesehen da- 
von, daß die Koordinierung der Politik der Mit- 
gliedstaaten im bisherigen Rahmen, vor allem 
durch Konsultationen, fortgesetzt wurde, waren 
alle Anstrengungen der Entwicklung eines ge- 
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meinschaftlichen Einfuhrverfahrens gegenüber | 
Drittländern, ausgehend von den drei handels- 
politischen Verordnungsvorschlägen der EG- 
Kommission gewidmet. Der Rat wird sich im 
Oktober d. J. — nach der bisherigen Absicht ab- , 
schließend — mit der Frage befassen. 

57. Die Verordnung des Rates über die Dumping- 

abwehr ist am 1. Juli 1968 in Kraft getreten. | 
Sie gilt während der Übergangszeit bereits in j 
den Fällen, in denen ein Wirtschaftszweig der | 
gesamten Gemeinschaft betroffen ist. Mit dieser 
Verordnung hat die Gemeinschaft erstmals auf i 
einem Gebiet der Handelspolitik einheitliche | 
Grundsätze geschaffen. i 

j 

58. Die Erörterungen über die interne Ausgestal- I 
tung der in der Kennedy-Runde vereiinbarten | 
Nahrungsmittelhilfe im Rahmen des Internatio- : 
nalen Getreideabkommens wurden fortgesetzt ; 
und werden demnächst abgeschlossen werden, i 
Der Anteil der Gemeinschaft in Höhe von 
1035 Millionen t dürfte zu einem Teil aus ge- ^ 
meinschaftlichen, zu einem anderen Teil aus ; 
einzelstaatliichen Lieferungen bestehen. Vom 
1. bis 10. Juli 1968 fand die erste Tagung des ; 
Weizenrates und des Ausschusses für Nah- 
rungsmittelhilfe des neuen Internationalen Ge- ' 
treideabkommens in London statt, an der die : 
Gemeinschaft und die EWG-Mitgliedstaaten mit i 
einer gemeinsamen Delegation teilnahmen. 

59. Die Verhandlungen über ein internationales 
Zuckerabkommen im Frühjahr 1968 sind von i 
einer Gemeinschaftsdelegation, bestehend aus ' 
Vertretern der Kommission und der Mitglied- 
staaten, wahrgenommen worden. Auf der 
Grundlage des EG-Zuckermarktordnung wurde 
ein Gemeinschaftsangebot unterbreitet, das in- I 
folge der Vertagung der Verhandlungen bis j 
zum Herbst 1968 nicht abschließend behandelt 
worden ist. 


Handelsabkommen der Gemeinschaft 

60. Das Abkommen vom 21. Mai 1965 über den 
Handelsverkehr und die technische Zusammen- | 
arbeit zwischen der EWG und den Mitglied- 
staaten einerseits und dem Libanon anderer- 
seits, das bereits längere Zeit vorläufig ange- 
wandt wurde, ist am 1. Juli 1968 in Kraft getre- i 
ten. Das Abkommen hat eine Laufzeit von drei 
Jahren mit Verlängerungsmöglichkeit. i 

Der Iran hat beantragt, das Handelsabkommen | 
mit der Gemeinschaft vom 14. Oktober 1963, das 
am 30. November 1968 abläuft, um ein weiteres 
Jahr zu verlängern. 

Die Zollvorteile Israels aus dem Handelsabkom- 
men mit der Gemeinschaft vom 4. Juni 1964, das 
seit 30. Juli 1967 außer Kraft ist, wurden durch 
einseitige Maßnahmen der Gemeinschaft und j 
der Mitgliedstaaten mit Wirkung vom 1. Juli | 
1968 um ein weiteres Jahr verlängert, soweit i 


sie nicht in die Zollsenkungen im Rahmen der 
Kennedy-Runde eingegangen sind (zum Assozi- 
ierungsantrag Israels siehe Nr. 75). 

61. Am 30. Juni 1968 hat der Rat das Mandat zur 
Aufnahme der Verhandlungen über einen Han- 
delsvertrag der Gemeinschaft mit Jugoslawien 
erteilen können, nachdem nunmehr alle Mit- 
gliedstaaten mit der Eröffnung der Verhandlun- 
gen einverstanden sind. 


XV. Beitritte, Assoziierungen 
und besondere Beziehungen in Europa 

Beitrittsanträge 

Die Beitrittsanträge Großbritanniens, Irlands, 
Dänemarks und Norwegens und das Verhand- 
lungsersuchen der schwedischen Regierung stan- 
den während des Berichtszeitraums entspre- 
chend dem Ratsbeschluß vom 19. Dezember 1967 
regelmäßig auf der Tagesordnung des Rates. 
Da auch weiterhin keine Einigung über die 
Aufnahme der Beitrittsverhandlungen bestand, 
konzentrierten sich die Überlegungen auf Über- 
gangslösungen, wie sie von mehreren Mitglied- 
staaten und der Kommission zur Überbrückung 
der Differenzen und zur Erleichterung eines 
späteren Beitritts vorgeschlagen worden waren. 

63. Die Bundesregierung richtete ihre Initiativen 
auf das Ziel, einerseits den inneren Zusammen- 
halt und weiteren Ausbau der Gemeinschaften 
zu sichern und andererseits die spätere Erweite- 
rung durch vertragskonforme Mittel vorzube- 
reiten und zu erleichtern. Sie unterbreitete des- 
halb dem Rat Vorschläge für ein handelspoliti- 
sches Abkommen mit den Beitrittsanwärtern, 
das mit Artikel XXIV GATT vereinbar ist und 
in einer ersten Phase gegenseitige Zollsenkun- 
gen für gewerbliche Erzeugnisse und Erleichte- 
rungen im Handel mit landwirtschaftlichen 
Marktordnungswaren vorsieht. Auch soll die 
Beteiligung derjenigen europäischen Staaten an 
dem handelspolitischen Arrangement geprüft 
werden, die Assoziierungs- oder ähnliche An- 
träge gestellt haben. 

64. Auf seiner Tagung am 30. Juli 1968 kam der Rat 
überein, im Herbst die Beziehungen zu den 
Beitrittsanwärtern und übrigen Antragstellern 
eingehend zu erörtern. Die Bundesregierung ist 
bereit, alle nützlichen Anregungen zu geben 
und aufzugreifen, die tatsächlich auf dem Weg 
zur Erweiterung der Gemeinschaften voranfüh- 
ren. 

65. Die Bundesregierung befindet sich mit ihrem 
konsequenten Eintreten für eine möglichst bal- 
dige Erweiterung der Gemeinschaft im Einver- 
nehmen mit dem Deutschen Bundestag sowie 
dem Europäischen Parlament, die ihre Auffas- 
sungen hierzu wiederholt nachdrücklich zum 
Ausdruck gebracht haben. 
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Assoziierungen und besondere Beziehungen in i 
Europa | 

i 

66. Auf Grund der politischen Verhältnisse in Grie- | 

chenland konnte auch in diesem Berichtszeit- i 
raum die Assoziation in Richtung einer Harmo- 
nisierung der Agrarpolitiken und bei der Ab- , 
Wicklung der Finanzhilfe nach dem Finanzproto- i 
koll im Anhang zum Assoziationsabkommen | 
nicht weiter entwickelt weMen. i 

Die Maßnahmen auf dem Gebiet zur Ver- 
wirklichung der Zollunion mit Griechenland 
— schrittweiser Abbau der Binnenzölle und 
schrittweise Angleichung an die Sätze des Ge- 
meinsamen Zolltarifs — werden indes von bei- 
den Assoziationspartnern fortgesetzt. 

Die bisherigen nuitgliedsähnlichen Handels- 
präferenzen für frisches griechisches Obst und 
Gemüse sind erneut um 1 Jahr bis zum 30. Juni 
1969 verlängert worden. 

I 

67. Die Assoziation mit der Türkei funktioniert 
reibungslos und entwickelt sich stetig weiter. 
Dies ist vom Gemischten Parlamentarischen 
Ausschuß EWG-Türkei Anfang April 1968 aus- 
drücklich bestätigt worden. 

Die nationalen Zollkontingente der EWG-Mit- 
gliedstaaten zugunsten der Türkei für die tradi- 
tionellen türkischen Ausfuhrerzeugnisse Tabak, | 
Rosinen, Feigen und Haselnüsse und auch die I 
ab 1. Dezember 1967 neu eröffneten Zollkontin- | 
gente u. a. für Fischereierzeugnisse und ver- ^ 
schiedene Textilien sind nach Beseitigung der 
Binnenzölle und Verwirklichung des freien Wa- 
renverkehrs innerhalb der EWG ab 1. Januar 
bzw. 1. Juli 1968 globalisiert worden. Das soll 
eine bessere Ausnützung der Kontingente er- 
möglichen. 

Die Kommission hat einen Vorbericht über die 
Möglichkeiten der Überleitung von der Vorbe- 
reitungs- zur Übergangsphase (2. Phase) der As- 
soziation vorgelegt. Nach Prüfung dieses Berichts 
hat sich der Rat am 30. Juli 1968 grundsätzlich 
für die Überleitung zur Übergangsphase aus- 
gesprochen und die Kommission beauftragt, ihre 
Untersuchungen fortzusetzen und zu präzisieren. 

68. Die Verhandlungen mit Österreich über beson- 
dere Regelungen mit der EWG wurden auch im 
Berichtszeitraum noch nicht wiederaufgenom- 
men. Österreich hat verlangt, an Verhandlungen 
mit den Beitrittskandidaten über etwaige Über- 
gangsregelungen von Anfang an beteiligt zu 
werden. Die gleiche Fonderung wurde von 
Schweden und der Schweiz gestellt. Sie ent- 
spricht dem Beschluß des EFTA-Ministerrates 
vom 9. bis 10. Mai 1968. 

69. In den Verhandlungen über ein Präferenz- 
abkommen mit Spanien, die auf Grund eines 
Teilmandats von lO./ll. Juli 1967 am 21, Sep- 
tember 1967 aufgenommen worden waren, 
konnte ein befriedigendes Maß an Übereinstim- 
mung erreicht werden. 


Mit der vorläufig letzten Verhandlungsrunde 
vom 23. bis 25. April 1968 war dies erste Mandat 
ausgeschöpft. Für die Fortsetzung der Verhand- 
lungen, die sich zunächst auf eine erste Ab- 
kommensphase mit gegenseitigen handelspoliti- 
schen Präferenzen beschränken, ist ein weiteres 
Mandat des Rates erforderlich. 


XVL Assoziierungen außereuropäischer Länder 

70. Das Assoziationsabkommen zwischen der EWG 
und den mit der Gemeinschaft assoziierten afri- 
kanischen Staaten und Madagaskar läuft am 
31. Mai 1969 aus. Die Verhandlungen der Ver- 
tragsparteien über eine Erneuerung des Ab- 
kommens sollen im Dezember 1968 beginnen. 

Bis Ende des ersten Halbjahres 1968 sind mit 
560 Millionen RE über 75 ®/o der Mittel des mit 
730 Millionen RE dotierten 2. Europäischen 
Entwicklungsfonds für die überseeischen assozi- 
ierten Staaten und Gebiete gebunden. Ausge- 
zahlt sind die gebundenen Mittel allerdings 
erst zu knapp 25 °/o. 

Der Warenverkehr der AASM mit der Gemein- 
schaft hat nach wie vor nur ein relativ geringes 
Volumen. So liegt der wertmäßige Anteil der 
AASM an den Gesamteinfuhren der Gemein- 
schaft aus Ländern außerhalb der EWG im Jahre 
1967 wie schon 1966 bei nur 4,2 Vo. Für die 
AASM-Staaten ihrerseits ist der Handel mit der 
EWG von ausschlaggebender Bedeutung, da sie 
nach wie vor den größten Teil ihres Außenhan- 
dels mit den Ländern der Gemeinschaft abwik- 
keln. Die Handelsbilanz EWG— AASM ist 1967 
— wie in den Vorjahren — gekennzeichnet 
durch einen Überschuß zugunsten der AASM. 

71. Das Assoziierungsabkommen mit Nigeria ist 
noch nicht in Kraft getreten, weil das Ratifizie- 
rungsverfahren in einem Mitgliedstaat noch 
nicht abgeschlossen ist. 

72. Der am 26. Juli 1968 in Arusha (Tansania) mit 
den drei ostafrikanischen Staaten Tansania, 
Uganda und Kenia abgeschlossene Assoziations- 
vertrag ist das Ergebnis fast vierjähriger, oft 
unterbrochener Verhandlungen. Wie im Fall 
Nigeria geht dieser Vertrag auf die Absichts- 
erklärung bei der Unterzeichnung des Abkom- 
mens von Jaunde am 20. Juli 1963 zurück, auch 
mit anderen afrikanischen Staaten vergleichba- 
rer Wirtschaftsstruktur und Produktion Asso- 
ziierungsverhandlungen zu führen. Der Asso- 
ziations vertrag beschränkt sich auf die Einräu- 
mung gegenseitiger Handelszugeständnisse. Die 
Gemeinschaft gewährt bei der Einfuhr aus den 
ostafrikanischen Staaten Zollfreiheit. Für Kaffee 
und Gewürznelken ist die Zollfreiheit mit Rück- 
sicht auf die Interessen der bereits assoziierten 
Staaten in Afrika (AASM) auf bestimmte Kon- 
tingente beschränkt. Als Gegenleistung gewäh- 
ren die ostafrikanischen Staaten der Gemein- 
schaft für eine bestimmte Anzahl von Erzeug- 
nissen Präferenzen. 
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Das Abkommen hat nur eine Laufdauer bis zum | 
31. Mai 1969. Es muß durch die Unterzeichner- | 
Staaten ratifiziert werden. Die Unterzeichnung | 
schafft bereits die Möglichkeit, bei Erneuerung ! 
des Abkommens von Jaunde die ostafrfkani- ; 
sehen Staaten als gleichberechtigte Vorhand- ! 
lungspartner zu behandeln. | 

73. Für die Verhandlungen über eine Assoziierung | 
mit Marokko und Tunesien hat der Rat der 
Kommission am 30. Juli 1968 ein erweitertes 
Mandat erteilt. Das Mandat steuert ein auf den 
Handel begrenztes Assoziationsabkommen 
(Teilabkommen) an, Finanz- und technische 
Hilfe sind ausgeklammert. Das verbesserte An- 
gebot der Gemeinschaft sieht vor: 

Zollfreiheit für gewerbliche Erzeugnisse, 

Handelsvorteile unterschiedlicher Art für Oli- 
venöl, 

Hartweizen, Zitrusfrüchte, Obst- und Gemüse- 
konserven, 

Fischereierzeugnisse. 

Umgekehrt wünscht die Gemeinschaft von Ma- 
rokko und Tunesien bestimmte Gegenleistun- 
gen. 

Die Kommission wird auf Grund des neuen 
Mandats im Herbst 1968 mit Tunesien und 
Marokko verhandeln. 

74. Im Hinblick auf Verhandlungen für eine Asso- 
ziierung Algeriens bemühen s(ich die Mitglied- 
staaten, zunächst die gegenüber Algerien an- 
gewandten Einfuhrregelungen zu vereinheitli- 
chen. Zum Teil ist dies bereits geschehen. 

75. Mit Israel konnten noch keine Verhandlungen 
über eine Assoziierung eingeleitet werden, da j 
die Mitgliedstaaten hinsichtlich Voraussetzun- i 
gen, Zweck und Inhalt eines derartigen Abkom- 
mens weiterhin stark voneinander abweichende 
Vorstellungen haben. Die grundsätzliche Bereit- 
schaft der deutschen Regierung, mit Israel mög- 
lichst bald ein präferenzielles Abkommen abzu- 
schließen, besteht jedoch unverändert fort. 


XVII. Die Europäische Investitionsbank 

76. Die Europäisdie Investitionsbank (EIB) hat seit 
ihrer Gründung im Jahre 1958 bis Ende 1967 
insgesamt 187 Darlehen im Gesamtbetrag von 
978,4 Millionen Rechnungseinheiten (1 RE = 

4 DM) genehmigt. Dabei hat die Bank im Bereich 
der EWG-Mitgliedstaaten den Schwerpunkt 
ihrer Tätigkeit auf die finanzielle Förderung der 
regionalen Entwicklung, eines der in der Sat- 
zung festgelegten Ziele, gelegt. Ihr Beitrag zu 
den beiden anderen Zielsetzungen der Satzung, 
nämlich dem Gebiet der industriellen Umstel- j 
lung und den Projekten von gemeinsamem 
Interesse für mehrere Mitgliedstaaten, hat sich 
im Laufe der Zeit verstärkt. 
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77. Im ersten Halbjahr des laufenden Geschäfts- 
jahres wurden im Bereich der EWG-Mitglied- 
staaten 16 Darlehen im Gesamtbetrag von 
41,57 Millionen RE genehmigt. Davon entfielen 
14 Darlehen in Höhe von insgesamt 31,32 Mil- 
lionen RE auf Italien und je ein Darlehen auf 
Luxemburg (Betrag 4,0 Millionen RE) und 
Deutschland (Betrag 6,25 Millionen RE). Im 
Rahmen der für Vorhaben in der Türkei einge- 
richteten Spezialsektion billigte die Bank drei 
weitere Darlehen im Gesamtbetrag von 6,50 Mil- 
lionen RE. Außerdem hat sich die Bank bereit 
erklärt, zwei zu Sonderbedingungen aus den 
Mitteln des Europäischen Entwicklungsfonds 
(EEF) an die assoziierten afrikanischen Staaten 
gewährte Darlehen im Gesamtvolumen von 
11,51 Millionen RE im Rahmen ihrer Spezial- 
sektion zu verwalten. 

Es ist zu erwarten, daß bis Jahresende noch 
einige größere Darlehen an deutsche Unterneh- 
men (Hoesch, Rhein-Main-Donau AG) gewährt 
werden. Im Falle Italiens tendiert das Aktiv- 
geschäft der Bank zur Gewährung kleinerer 
Kredite. 

78. Die EIB hat im Laufe dieses Jahres bis August 
am deutschen Kapitalmarkt bereits Mittel in 
Höhe von insgesamt 450 Millionen DM aufge- 
nommen. Sie hat dabei von den z. Z. am deut- 
schen Markt herrschenden günstigen Verhält- 
nissen Gebrauch gemacht. 


Die Europäische Atomgemeinschaft 

79. Die Ereignisse auf dem Tätigkeitsgebiet von 
EURATOM waren im Berichtszeitraum be- 
herrscht von den Bemühungen, auf der Grund- 
lage der Ratsentsdiließung vom 8. Dezember 
1967, die gewisse Regeln für die zukünftige 
Arbeit der Gemeinschaft festlegte, zu einer 
Einigung über den Inhalt eines mehrjährigen 
Forschungsprogramms zu gelangen und so den 
seit Ablauf des Zweiten Fünfjahresprogramms 
für Forschung und Ausbildung bestehenden In- 
terimszustand zu beenden. Dies ist jedoch 

— trotz intensiver Anstrengungen gerade auch 
der deutschen Delegation — noch nicht gelun- 
gen. Die an sich für Ende Juni 1968 vorgesehene 
Ratstagung zur abschließenden Beschlußfassung 
über das neue Forschungsprogramm mußte da- 
her auf Oktober verschoben werden. 

80. Auf der Grundlage eines umfassenden Doku- 
ments der Kommission vom März 1968 über 
Möglichkeiten zur Ausrichtung des Zukunfts- 
programmes wurde im Rat und in seinen Aus- 
schüssen grundsätzliches Einvernehmen darüber 
erzielt, daß die Tätigkeit der Gemeinschaft 

— abgesehen von den in der Entschließung vom 
8. Dezember 1967 bereits erwähnten Sektoren 
der Ausbildung sowie der Verarbeitung und 
Verbreitung wissenschaftlich-technischer Kennt- 
nisse auf dem Kernenergiegebiet — auch in 
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folgenden Bereichen der Forschung und Technik 
fortgesetzt wird: 

— die für den Strahlenschutz erforderlichen i 
biologisch-medizi'nischen Untersuchungen, 

— Grundlagenforschung zur Plasmaphysik und 
zur gesteuerten thermonuklearen Fusion, 

— grundlegende Untersuchungen über Trans- 
uranelemente (im Europäischen Institut für , 
Transurane der Gemeinsamen Kernfor- 
schungssteile In Karlsruhe), 

— Kernmessungen und nukleare Eichungen (im | 

Zentralbüro für Kemmessungen der Gemein- | 
Samen Kernforschungsstelle in Geel/Bel- ‘ 
gien), ! 

— Betrieb des Reaktors Dragon (in Großbritan- 
nien). 

Diese grundsätzliche Einigung steht jedoch für 
einige Delegationen noch unter dem Vorbehalt 
der Verabschiedung eines geschlossenen Zu- 
kunftsprogramms der Gemeinschaft, und ledig- 
lich im Falle des Reaktors Dragon konnte mit ; 
Rücksicht auf die anderen Teilnehmer (Groß- 
britannien, Dänemark, Norwegen, Österreich, 
Schweden, Schweiz) an diesem gemeinsamen 
Unternehmen der OECD bereits ein förmlicher 
Programmbeschluß nach Artikel 7 des EURA- 
TOM-Vertrages gefaßt und — vorbehaltlich der ' 
Stellungnahme des Europäischen Parlaments — 
ein Nachtragshaushaltsplan für 1968 aufgestellt 
werden. 


alle Arbeiten innerhalb des Programms mög- 
lichst eng miteinander koordiniert werden sol- 
len. Auch die italienische Delegation hat keine 
prinzipiellen Einwendungen gegen diesen Vor- 
schlag vorgebracht, will sich jedoch abschlie- 
ßend erst äußern, wenn feststeht, welche Rolle 
italienische Forschungsanstalten und Industrie- 
firmen im Rahmen dieser Zusammenarbeit im 
einzelnen spielen können. 

83. Der Rat will in einer Tagung im Oktober eine 
Zwischenbilanz der bisherigen Programmdiskus- 
sionen ziehen und soll sich dabei mit dem weite- 
ren Verfahren und mit der Frage befassen, 
welche Ubergangsmaßnahmen getroffen werden 
müssen, falls bis Ende des Jahres eine ab- 
schließende Entscheidung über die zukünftige 
Tätigkeit der Gemeinschaft in Forschung und 
Entwicklung nicht zustande kommt. 

84. Gleichzeitig mit den Programmberatungen 
prüfte eine Arbeitsgruppe des Beratenden Aus- 
schusses für Kernforschung, deren Einsetzung 
der Rat auf deutsch-italienische Anregung Ende 
1967 beschlossen hatte, Probleme der langfristi- 
gen Versorgung der Gemeinschaft mit angerei- 
chertem Uran. Auf der Grundlage eines deut- 
schen Arbeitspapiers hat diese Arbeitsgruppe 
bereits Empfehlungen für die Verbesserung der 
Lieferbedingungen amerikanischen angereicher- 
ten Urans ausgearbeitet. Die übrigen Schluß- 
folgerungen der Arbeitsgruppe sollen bis zum 
Ablauf des Jahres vorgelegt werden. 


81. Auf den wichtigen Gebieten der Reaktorent- 
wicklung (schnelle Brutreaktoren, Hochtempe- 
raturreaktoren und Schwerwasserreaktoren) dst 
es hingegen ebensowenig wie über die wesent- 
lichen Tätigkeiten der Anstalten Ispra/Italien 
und Petten/Niederlande der Gemeinsamen 
Kernforschungsstelle zu einer Übereinstimmung 
der Auffassung der Delegationen gekommen. 
Um eine Annäherung der Standpunkte zu för- 
dern, hat die deutsche Delegation zu diesen 
Punkten mehrere Memoranden dm Rat vorgelegt 
oder der Kommission Anregungen übermittelt, 
die von dieser zu förmlichen Programmvorschlä- 
gen verarbeitet werden sollen. 

82. Diesen Bemühungen war zum Teil Erfolg be- 
schieden. So haben sich mittlerweile alle Mit- 
gliedstaaten außer Italien mit den Grundzügen 
eines auf deutsche Initiative ausgearbeiteten, 
gemeinsam von Belgien, Deutschland und den 
Niederlanden vorgelegten Memorandums über 
die Zusammenarbeit bei der Schnellbrüter-Ent- 
wicklung, dem wohl wichtigsten Thema für ein 
EURATOM-Zukunftsprogramm, einverstanden 
erklärt. Dieses Memorandum sieht ein breites 
Basis-Forschungsprogramm, die gemeinsame 
Nutzung großer Versuchseinrichtungen sowie 
die Errichtung von Prototyp- und leistungs- 
fähigen Versuchsreaktoren durch Industriefir- 
men jeweils mehrerer Länder im Rahmen von 
gemeinsamen Unternehmen im Sinne von Arti- 
kel 45 ff. des EURATOM-Vertrages vor, wobei 


85. Der Rat und seine Ausschüsse haben in ver- 
schiedenen Sitzungen auf deutschen Antrag die 
die Gemeinschaft berührenden Fragen eines 
Vertrags über die Nicht-Verbreitung von Atom- 
waffen mit dem Ziel der Koordinierung der 
Haltung der Mitgliedstaaten erörtert. 


Die Europäische Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl 

L Allgemeine Angelegenheiten 
W ettbewerbsbedingungen 

86. Die bereits im letzten Bericht erwähnte Tendenz 
zu stärkerer Zusammenarbeit und zur Bildung 
größerer Unternehmenseinheiten innerhalb der 
Montanwirtschaft hält unverändert an. Die 
Kommission trägt den gegebenen wirtschaft- 
lichen Verhältnissen durch die Genehmigungs- 
praxis im Rahmen der Artikel 65 und 66 des 
EGKS-Vertrages Rechnung. 

87. Inzwischen wurde der ebenfalls bereits im letz- 
ten Bericht erwähnte Erwerb der Mehrheit der 
Aktien der Hüttenwerke Oberhausen AG durch 
die August-Thyssen-Hütte AG genehmigt. 

88. Zwischen der Bundesregierung und der Kom- 
mission sind erste Gespräche über die Folge- 
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rungen aufgenommen worden, die sich aus der ' 
Zielsetzung des Gesetzes zur Anpassung und 
Gesundung des deutschen Steinkohlenbergbaus i 
und der deutschen Steinkohlenbergbaugebiete - 94. 
— vor allem den §§ 1 und 5 — für die künftige 
Gestaltung des Ruhrkohlenverkaufs und einer | 
etwaigen Änderung der Genehmigungsentschei- 
dungen der Hohen Behörde ergeben. 

89. Die von der französischen Regierung im Hin- 
blick auf die Ereignisse im Mai und Juni zum | 
Schutze ihrer Wirtschaft geplanten Maßnahmen | 
bedurften im Hinblick auf die unterschiedliche j 
Rechtsgrundlage im EGKS-Bereich einer geson- j 
derten Behandlung. Die Kommission konsul- 
tierte den Ministerrat zu der von ihr vorgesehe- 
nen Anwendung der Artikel 37 und 67 des 
EGKS-Vertrages. Auf Grund dieser Bestimmun- 
gen ermächtigte sie die französische Regierung 
durch zwei Entscheidungen vom 6. Juli 1968 bei 
der Ausfuhr von EGKS-Erzeugnissen zu den 
gleichen Maßnahmen wie im EWG-Bereich und 
zu einer mengenmäßigen Beschränkung der Ein- 
fuhr bestimmter EGKS-Stahlerzeugnisse. 


Energiepolitik 

90. Die Kommission hat die Reorganisation ihrer 
Dienststellen für den Energiebereich im Früh- 
jahr weitgehend abgeschlossen. Sie ist dadurch 
in die Lage versetzt worden, ihre Vorarbeiten 
für die Koordinierung der Energiepolitik in der 
Gemeinschaft zu intensivieren. 

91. Die mittel- und langfristige energiewirtschaft- 
liche Entwicklung in den Ländern der Gemein- 
schaft wurde in mehreren bilateralen Konsulta- 
tionen zwischen der Kommission und den Re- 
gierungen erörtert. Dabei wurde auch über die 
Ausgangsgrundlage und die Schwerpunkte für 
die Ausarbeitung von Rahmenvorstellungen für 
eine gemeinsame Energiepolitik in der Gemein- 
schaft beraten. 

92. Dem Rat hat die Kommission zunächst einen 
Bericht über die gegenwärtige Lage des Energie- 
marktes in der Gemeinschaft unterbreitet. Ein 
auf diesem Lagebericht beruhendes Dokument, 
das die Diskussion über die energiepolitischen 
Perspektiven der Gemeinschaft eröffnen soll, 
wird von der Kommission gegenwärtig vorbe- 
reitet. 

93. In ihrem Bericht über die finanziellen Maß- 
nahmen der Mitgliedstaaten zugunsten des 
Steinkohlenbergbaus im Jahre 1968 an den Rat 
hat die Kommission festgestellt, daß die im 
Jahre 1968 von den Mitgliedstaaten vorgesehe- 
nen Beihilfen sowohl mit den Kriterien der 
Entscheidung Nr. 3/65 in Einklang stehen als 
auch mit dem guten Funktionieren des Gemein- 
samen Marktes vereinbar sind. Der Bericht 
macht aber auch die starken Unterschiede in der 


Art und der Höhe der Beihilfegewährung zwi- 
schen den Mitgliedstaaten deutlich. 

Auf Grund des Gesetzes zur Anpassung und 
Gesundung des deutschen Steinkohlenbergbaus 
und der deutschen Steinkohlenbergbaugebiete 
hat der Bundesminister für Wirtschaft mit der 
Kommission darüber beraten, welche Folgerun- 
gen sich aus der Zielsetzung und den Regelun- 
gen des Kohlegesetzes im Hinblick auf eine 
gemeinschaftliche Energie- und insbesondere 
Kohlepolitik ergeben können. 


Finanzmaßnahmen 

95. Durch Entscheidung der Kommission vom 
26. Juni 1968 wurde der Umlagesatz von 

0. 30 V. H., der für den Zeitraum vom 1. Juli 1967 
bis zum 30. Juni 1968 galt, auch für die zweite 
Hälfte des laufenden einheitlichen Haushalts- 
jahres der Europäischen Gemeinschaften vom 

1. Juli bis 31. Dezember 1968 festgesetzt. Der 
deutsche Anteil an dem Aufkommen der Um- 
lage beträgt etwa 46 Vo. 

96. Von fünf Darlehen, die im März 1968 von der 
Kommission Eisen- und Stahlunternehmen in 
der Gemeinschaft im Gesamtbetrag von 92,76 
Millionen DM zu einem Jahreszinssatz von 
7 V. H. und mit Laufzeiten zwischen 10 und 
19 Jahren zur Erleichterung der Finanzierung 
industrieller Investitionsvorhaben gewährt wur- 
den, entfielen zwei auf deutsche Unternehmen. 


Anpassungs- und Umstellungsmaßnahmen 

97. Die Bundesregierung hat im ersten Halbjahr 
1968 gemäß Artikel 56 des EGKS-Vertrages 
insgesamt 23 Anträge auf Gewährung von An- 
passungshilfen zugunsten von 19 143 betroffe- 
nen Arbeitnehmern gestellt. Der geschätzte Be- 
trag der benötigten Beihilfemittel beläuft sich 
auf etwa 30 Millionen DM. Kommission und 
Bundesregierung beteiligen sich je zur Hälfte 
an den erforderlichen Aufwendungen. Das 
Schwergewicht der Anpassungsmaßnahmen lag 
dabei erstmals im Bereich der Eisen- und Stahl- 
industrie, für die allein 10 Anträge zugunsten 
von 10 075 betroffenen Arbeitnehmern gestellt 
wurden. Die dafür erforderlichen Beihilfezah- 
lungen wurden auf rd. 15 Millionen DM ge- 
schätzt. 

98. Die Bemühungen der Bundesregierung zur An- 
siedlung von Ersatzindustrien in den vom Struk- 
turwandel betroffenen Gebieten wurden auch 
im Berichtszeitraum von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften unterstützt. Im 
ersten Halbjahr 1968 hat die Kommission auf 
der Grundlage von Artikel 56 des EGKS-Ver- 
trages vier Anträge der Bundesregierung auf 
Gewährung von Krediten zur industriellen Um- 
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Stellung mit einem Kreditvolumen von über 
18 Millionen DM genehmigt. Die Kommission i 
hat die seit 1965 von der Hohen Behörde ange- | 
wandten Modalitäten der Umstellungsdarlehen 
im Berichtszeitraum neu formuliert. Eine we- | 
sentliche Änderung betrifft die Anhebung des | 
Zinssatzes der Darlehen. i 

j 

Arbeiterwohnungsbau * 

99. Die Kommission genehmigte am 11. und 
13. März 1968 die Finanzierung von 263 Woh- 
nungen, die mit EGKS-Reservemitteln errichtet 
werden sollen. Davon sind 196 Wohnungen für 
Eisen- und Stahlarbeiter in der Bundesrepublik 
Deutschland vorgesehen, für die insgesamt ca. 
4,1 Millionen DM aus Mitteln der Gemeinschaft 
ciufgewandt werden sollen. 

Studien und Forschung 

100. Die Kommission hat die von der Hohen Be- 
hörde übernommenen Leitlinien für die auf 
der Grundlage des Artikels 55 EGKS-Vertrag 
betriebene Politik der Förderung der techni- 
schen, wirtschaftlichen und sozialen Forschung 
überprüft. Unter Wahrung der erforderlichen 
Kontinuität sind mittelfristige Programme für 
die Forschung auf den Gebieten „Kohle", 
„Eisen und Stahl" sowie „Arbeitsmedizin und 
Arbeitssicherheit" ausgearbeitet worden. Die 
Programme betreffen den Zeitraum von 1967 
bis 1970. Sie dienen der Orientierung und 
Koordinierung der gesamten Forschungstätig- 
keit in diesen Bereichen. 

101. Im Berichtszeitraum wurde die Prüfung von 

7 konkreten Forschungsvorhaben des Kohle- 
bereichs abgeschlossen. Für diese Vorhaben 
hat die Kommission beim Rat der Europäischen 
Gemeinschaften die Zustimmung zur Bereit- | 
Stellung von insgesamt etwa 7 Millionen DM j 
aus Umlagemitteln beantragt. j 

! 

II. Gemeinsamer Markt „Kohle" 

102. Insgesamt gesehen hat sich die Lage auf dem 

Weltmarkt in diesem Jahr spürbar gebessert. 
Dem seit Jahren zu beobachtenden rückläufi- 
gen Absatz steht eine nicht unerhebliche Ab- 
satzsteigerung und ein Abbau der Haldenbe- 
stände gegenüber. Allein die Reviere der Bun- 
desrepublik haben im 1. Halbjahr 1968 gegen- | 
über dem 1. Halbjahr 1967 einen Mehrabsatz i 
von über 4 Millionen t erzielt und dadurch ; 
gegenüber dem Stand am Ende des Vorjahres j 
ihre Haldenbestände um rd. 3 Millionen t ab- 
bauen können, i 

103. Die Einfuhr von Drittlandskohle scheint sich | 
nach den bisherigen Ergebnissen im 1. Halb- 
jahr 1968 in den übrigen Gemeinschaftsländern 
in etwa in der Größenordnung des Vorjahres 
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(ca. 9 Millionen t) zu vollziehen. Hierbei dürfte 
eine leichte Verschiebung zugunsten der Ost- 
blockländer eingetreten sein. Die Bundesrepu- 
blik hat im 1. Halbjahr 1968 rd. 2,1 Millionen t 
aus Drittländern eingeführt, das sind rd. 

0. 5 Millionen t weniger als im gleichen Vor- 
jahreszeitraum. 

104. Trotz der etwa gleichbleibenden Einfuhr von 
Drittlandskohle der übrigen Länder der Ge- 
meinschaft hat die Bundesrepublik ihre Liefe- 
rungen in diese Länder — vorwiegend bedingt 
durch die allgemeine günstige konjunkturelle 
Entwicklung seit Jahresbeginn 1968 — er- 
höhen können. Die Lieferungen erreichten im 

1. Halbjahr 1968 12,0 Millionen t gegenüber 
10,2 Millionen t im 1. Halbjahr 1967. 


IIL Gemeinsamer Markt „Stahl" 

105. Wie der Weltstahlmarkt ist auch der Stahl- 
markt der Gemeinschaft seit einigen Jahren 
durch ein wachsendes Überangebot gekenn- 
zeichnet. Das zwischen Stahlerzeugungskapazi- 
tät und Stahlnachfrage bestehende Ungleich- 
gewicht sowie Stahleinfuhren zu anomal nied- 
rigen Preisen haben den starken Wettbewerb 
zwischen den Stahlproduzenten auf dem Welt- 
markt und in der Gemeinschaft bisher nicht 
entschärft, so daß auch die 1968 durch den all- 
gemeinen Konjunkturaufschwung eingeleitete 
günstigere Kapazitätsauslastung zu keiner ent- 
scheidenden Verbesserung der Erlössituation 
führen konnte. 

106. Die Tätigkeit der Gemeinschaft ist bisher wie 
in den letzten Jahren auch im Berichtszeitraum 
wesentlich darauf gerichtet gewesen, die Lage 
im Stahlbereich der Gemeinschaft durch Her- 
stellung eines besseren Ausgleichs zwischen 
Angebot und Nachfrage zu normalisieren und 
hierdurch die Voraussetzungen zur Stabilisie- 
rung der Preise und damit zur Bereitstellung 
der Investitionsmittel zu schaffen, die insbe- 
sondere für die Modernisierung und Rationali- 
sierung der Anlagen im Interesse der künfti- 
gen Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen 
erforderlich sind. 

107. Die Rohstahlerzeugung der Gemeinschaft ist 
von 44,6 Millionen t im 1. Halbjahr 1967 auf 
48,1 Millionen t im 1. Halbjahr 1968 gestiegen. 
Dies entspricht einer Zunahme um 7,7 ^/o. Dieses 
Ergebnis wurde trotz der anomalen Ereignisse 
im Mai/Juni in Frankreich erreicht. Die gestei- 
gerte Stahlerzeugung der Gemeinschaft ist 
neben der immer noch hohen Stahlausfuhr in 
dritte Länder vor allem auf die günstige kon- 
junkturelle Entwicklung, nicht zuletzt in der 
Bundesrepublik, zurückzuführen. Der Stahlver- 
brauch der Gemeinschaft nahm im gleichen 
Zeitraum um rd. 2 Millionen t Rohstahl oder 
5 ^/o zu. 


19 



Drucksache V/3329 Deutscher Bundestag — ■ 5. Wahlperiode 


Für das Jahr 1968 wird in der Bundesrepublik 
auf Grund der bisherigen Stahlerzeugung und 
der voraussichtlichen Nachfrageentwicklung 
mit einer Erzeugung von etwa 40 Millionen t 
Rohstahl gegen 36,7 Millionen t Rohstahl im 
Jahre 1967 gerechnet. 

108. Der Anteil der Gemeinschaft am Welthandel 
dürfte unverändert geblieben sein. Der Binnen- 
austausch der Gemeinschaft läßt nach den bis- 
her vorliegenden Zahlen erwarten, daß er mit 
rd. 8 Millionen t Walzstahl im 1. Halbjahr 1968 
um nahezu 1 Million t höher liegen dürfte 
als im entsprechenden Vorjahreszeitraum. Die 
Walzstahleinfuhren aus dritten Ländern dürf- 
ten sich nach vorläufiger Berechnung um ca. 
0,2 Millionen t auf ca. 1,5 Millionen t erhöhen. 

109. Die Erwartungen der Kommission, ihre verbes- 
serten Vorausschätzungsprogramme und ihre 
darauf beruhenden Empfehlungen für das Ver- 
halten der Produzenten würden zur Stabilisie- 
rung der Lage auf dem Stahlmarkt der Ge- 
meinschaft beitragen, haben sich auch im Be- 
richtszeitraum wiederum nicht ganz erfüllt, 
da die Erzeugung über den Vorausschätzungen 
lag. 

110. Die Ende 1963 wegen der Stahleinfuhren zu 
anomal niedrigen Preisen von den Organen 


der Gemeinschaft in Kraft gesetzten Maßnah- 
men 

— Anhebung der Einfuhrzölle der Mitglied- 
staaten auf das italienische Niveau mit 
Ausnahmen unter handelspolitischen Ge- 
sichtspunkten im Rahmen von Zollkontin- 
genten, 

— Einführung eines spezifischen Zolles auf 
Gießereiroheisen, 

— mengenmäßige Beschränkung der Einfuhren 
aus Staatshandelsländern, 

— Verbot für die Produzenten der Gemein- 
schaft, ihre Verkaufspreise an Angebote aus 
Staatshandelsländern anzugleichen, 

wurden nach einigen Änderungen auch weiter- 
hin beibehalten. 

111. Die wichtigsten Rohstoffe für die Stahlerzeu- 
gung (Eisenerz, Schrott, Koks) standen der 
Gemeinschaft auch im 1. Halbjahr 1968 in 
ausreichender Menge und zu verhältnismäßig 
günstigen Preisen zur Verfügung. Die Preise 
für Gemeinschaftskohle und -koks wurden wei- 
ter auf Grund der vom Rat beschlossenen und 
durch Entscheidung der Hohen Behörde gere- 
gelten Möglichkeiten einer staatlichen Bei- 
hilfegewährung ermäßigt. 
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